
Juni 2008WilhelmshavenGegenwind 236

Zeitung für Arbeit, Frieden, Umweltschutz

K o s t e n l o s

Staatsschutz observiert
Ratssitzung
Verhältnisse wie in einer Bananenrepublik im Wilhelmshavener
Ratssaal - Seite 6 -

Sanktionen
Der freie Fall der Wilhelmshavener SPD
in die Bedeutungslosigkeit ist Thema
unseres Artikels auf Seite 3.

In Bad Nenndorf hat sich ein Bündnis
gegen die Verherrlichung Agnes Mie-
gels gegründet. Wir berichten auf Seite
4 über die auch für Wilhelmshaven
wichtigen Beweggründe des Bündnis-
ses.

Seit vielen Jahren bauen “vier gestan-
dene Männer” an einem Modell eines
Hafenbeckens inklusive einer Werft. Ei-
gentlich sollte es im Küstenmuseum
seinen Platz finden. Warum daraus
nichts wurde, können Sie auf Seite 5
lesen.

“Die Zuschauertribüne war gerammelt
voll, ging es doch um SPD-Querelen
und eine Bürgermeisterwahl, aber
auch Jahrhundertprojekte von Hafen-
bau und Industrieansiedlung. Letztere
haben wir zu einem dicken Ratsbro-
cken zusammengefasst, der manchem
im Halse stecken bleiben wird.” – so
beginnen unsere Mai-Ratssplitter auf
Seite 6.

Der neue Geschäftsführer des Wil-
helmshavener Job-Centers machte
seinen Antrittsbesuch bei der Arbeits-
loseninitiative. Wir waren auch da, wie
der Bericht auf Seite 8 beweist.

Wir müssen gestehen: seit Monaten
tun wir dem Job-Center Unrecht – le-
sen Sie Seite 9. Hier finden Sie auch
die neuen Mietobergrenzen Wilhelms-
havens und einen Bericht über die Er-
höhung der Sanktionsquote in Fries-
land.

Das Wilhelmshavener Versorgungsun-
ternehmen GEW fordert Sicherheitslei-
stungen von denen, die nichts haben.
Seite 10.

Adolf Hitler ist nicht mehr Ehrenbürger
der Stadt Wilhelmshaven – der Be-
schluss dazu fiel bereits Anfang 1984.
Auf Seite 11 stellen wir einiges richtig
und berichten über die Entehrung Hit-
lers.

Informationen, Termine, Anzeigen –
wie immer quer im Gegenwind ver-
streut.

Gegenwind im Internet:

www.gegenwind-whv.de
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*************************************************************
Wir bedanken uns bei den vielen Ungenannten,

die durch ihre Mitarbeit, durch Informationen oder
durch ihre Politik zum Erscheinen dieser Ausgabe
beigetragen haben, diesmal gilt unser besonderer

Dank einmal wieder Joachim Tjaden.
*************************************************************

meldungenmeldungen

Wir nehmen Abschied 
von 

Eckhard Kelbch
Die linke politische Arbeit in Wilhelmsha-
ven ist untrennbar mit dem Namen Eck-
hard Kelbch verbunden. Es gab keine Sit-
zung, auf der Eckhard sich nicht zu Wort
meldete – oftmals zum Entsetzen der Teil-
nehmer, denn sie wussten: Wenn Eckhard
zu reden beginnt, dann kann es etwas län-
ger dauern. 
In den achtziger Jahren verließ Eckhard im
Zorn seine Partei, die SPD. Erst in der
Nachbargemeinde Schortens fand er wie-
der eine politische Heimat, fand er Sozial-
demokraten, mit denen er zusammenar-
beiten konnte, was mit den Wilhelmshave-
ner Genossen unmöglich geworden war.
Eckhard kam mit einer linkssozialistischen
Meinung auf die Welt – und er ist ihr bis zu
seinem Tode am 11. Mai 2008 treu geblie-
ben.
Eckhards unzerstörbarer Glaube an den
Sieg von Vernunft und Gerechtigkeit  über
Engstirnigkeit und Unrecht wird für uns
beispielhaft bleiben.

Diether Dehm im Orange
Am 3. April erging ein Urteil des Europäischen
Gerichthofes zur Tarifbindung bei der öffentli-
chen Auftragsvergabe. In dem Verfahren ging
es um ein öffentliches Bauprojekt, bei dem
die Beschäftigten nicht nach Tarif bezahlt
worden waren. Unter Berufung auf die Ent-
senderichtlinie 96/71/EG hat der EuGH nun
öffentlichen Vorhabenträgern gewissermaßen
verboten, an die Auftragsvergabe Bedingun-
gen bezüglich tariflicher Entlohnung zu knüp-
fen.
Nach diesem Urteil hat die niedersächsische
Landesregierung entschieden, dass Aufträge
neu ausgeschrieben werden müssen.  Und in
Wilhelmshaven verschiebt sich der 3. Bauab-
schnitt der Sanierung der Marktstraße – die
Stadt hat die Ausschreibung wieder aufgeho-
ben. “Künftig müssen auch Gebote gewertet
werden, die nicht auf Tariflohnbasis kalkuliert
wurden”, hieß es in der “WZ” vom 15.04.2008.
Mit dem EuGH-Urteil sind dem Lohndumping
weitere Türen geöffnet worden. Gegen dieses
Urteil werden einige Mitglieder der Bundes-
tagsfraktion der LINKEN beim Bundesverfas-
sungsgericht Klage einreichen.
Am SSoonnnnttaagg,,  88..  JJuunnii  22000088,,  1111..0000 Uhr findet im
OOrraannggee (Pumpwerk-Gastronomie) dazu eine
öffentliche Veranstaltung des Kreisverbandes
Wilhelmshaven der LINKEN statt. DDiieetthheerr
DDeehhmm, Landesvorsitzender und europapoliti-
scher Sprecher der Bundestagsfraktion der
LINKEN, wird im Rahmen eines politischen
Frühschoppens zum Thema “EU-Willkür con-
tra friedliche, demokratische und soziale
Standards” sprechen. (noa)

Die nächste öffentliche Monatsversamm-
lung der Arbeitsloseninitiative Wilhelmsha-
ven/Friesland findet am Dienstag, 10. Juni,
um 10 Uhr im Gewerkschaftshaus in der
Weserstraße 51 statt. Der Personalratsvor-
sitzende der Stadt, Dieter Kanth, wird über
Arbeitsgelegenheiten (1-Euro-Jobs) bei der
Stadt sowie die Mitbestimmungsmöglich-
keiten des Personalrates sprechen.

Zufrieden
ist Hans-Jürgen M., über dessen juristische
Auseinandersetzung mit dem Job-Center wir
in der letzten Ausgabe unter der Überschrift
“Genervt” berichtet haben. In diesem Artikel
hieß es zum Schluss, dass sich die Auszah-
lung des Geldes, das er zu bekommen hatte,
verzögere, weil man bei der Behörde so viel
damit zu tun habe, seine Widersprüche zu
bearbeiten. Der Vergleich, den Hans-Jürgen
mit dem Job-Center geschlossen hatte,
bringt ihm 147 € monatlich mehr (bisher nicht
erstattete Kosten der Unterkunft und anteili-
ges Sozialgeld für seine Tochter, die regelmä-
ßig mehrere Tage bei ihm verbringt). Zwei Mo-
nate nach dem Gerichtstermin, in dem der
Vergleich geschlossen wurde, bekam Hans-
Jürgen sein Geld, und zu seiner freudigen
Überraschung erhielt er nicht nur für den lau-
fenden Bewilligungszeitraum, sondern auch
für die beiden vorangegangenen Bewilli-
gungszeiträume entsprechende neue Be-
scheide. “Es hat sich gelohnt, dass ich mich
gewehrt habe!”, sagt Hans-Jürgen heute zu-
frieden. Und bezüglich der Verfahren, die
noch anstehen – ihm fehlen nämlich auch
noch Heizkosten, die bei dem Termin im März
nicht verhandelt wurden – ist er guten Mutes.
(noa)

Fäkalieneinleitungen werden 
reduziert
Seit Jahrzehnten leitet die Stadt Wilhelmsha-
ven ungeklärte Abwässer am Südstrand in
die Jade. Nachdem die Bevölkerung Mitte
2006 erstmals auf die Barrikaden ging, hat
der Rat der Stadt am 21.05.2008 nun ein Kon-
zept beschlossen, wie diese Fäkalieneinlei-
tungen reduzieren soll.
Hierzu wurden zwei Gutachten in Auftrag gege-
ben. Eines beschäftigte sich mit der Verbesse-
rung des bestehenden Kanalsystem in unter-
schiedlichen Varianten. Das zweite Gutachten,
von der BASU und den Grünen durchgesetzt,
sollte ein Trennsystem untersuchen.
Es mag vielleicht auch anderen etwas selt-
sam vorkommen, dass diese Gutachten ge-
nau zu dem von der Verwaltung gewünsch-
ten Ergebnis gekommen sind. Auch mögen
die Inhalte der Gutachten an vielen Stellen
nicht so ganz schlüssig sein - das aber inter-
essierte die Mehrheit der Ratsmitglieder nicht
die Bohne. Hatten sie doch eine Vorlage auf
dem Tisch, die nicht weh tut und nach außen
wirkt, als würde man alles unternehmen wol-
len, die Fäkalieneinleitungen zu stoppen.
So beschloss der Rat ein ca. 20 Mio. Projekt,
welches die Fäkalienabschläge um, so die
Gutachter, 90% verringern soll.
Ob es nun tatsächlich 90 %, oder die von an-
derer Seite errechneten 49 % Verringerung
sind, mag dahingestellt bleiben.
Dass überhaupt Gelder in die Hand genom-
men werden, um den unhaltbaren Zustand
am Südstrand zu verbessern, verdanken die
Bürger und Badegäste allein dem unermüdli-
chen Kampf der Kaiserlichen Kanalarbeiter,
die gegen alle Widerstände und Verleum-
dungskampagnen Rat und Verwaltung zwan-
gen etwas zu unternehmen.
Ohne diesen Druck hätte es niemals einen
solchen Ratsbeschluss gegeben. Dank an
die Kaiserlichen KanalarbeiterInnen für ihre
bisherige Arbeit, die sicher nicht zu Ende sein
dürfte. (jt)

OB-Versprechungen
Was hatte der OB den Bürgern nicht alles ver-
sprochen, als er den Wilhelmshavenern mit
aller Macht den JadeWeserPort schmackhaft
machen wollte.
Da sollten Ersatzplätze für den Campingplatz
gesucht und gefunden werden. Für den Verlust
des Geniusstrandes sollte sogar das Freibad
Nord ausgebaut und erneuert werden.Und
schon mit Beginn der Bauarbeiten versprach
er, dass die vielen Hundert Bauarbeiter die Ho-
tels in Restaurants in Wilhelmshaven bis zum
Rand füllen werden. Dass er dann noch von
mehreren Tausend Arbeitsplätzen sprach, hat
auch wohl kaum jemand vergessen. 
Doch wie sieht es wirklich aus? Einen Aus-
gleich für den Wegfall des Geniusstrandes
gibt es nicht. Einen Ersatz für den Camping-
platz hat die Stadt nicht geschaffen, den alten
aber nicht nur um 3 Jahre zu früh dem Erdbo-
den gleich gemacht, sondern auch noch alle
darauf befindlichen Gebäude abgerissen.
Darunter z.B. voll funktionsfähige Gebäude
mit Dusch- und Waschräumen. Auch die Toi-
lettenanlagen sind nicht mehr da.
Jetzt gehen, wie immer wieder von den Geg-
nern des JWP angeführt, die Bauarbeiter
nicht in die Hotels, sondern übernachten in
Wohnwagen und Containern. Fast könnte
man meinen in Schilda zu wohnen, wenn
man sieht, dass dieses Wohnwagen- und
Containerdorf genau da entsteht, wo einst
der Campingplatz war. Was diese Bauarbeiter
zudem dringend bräuchten, sind die abgeris-
senen Dusch- und Waschräume, sowie Toi-
letten. (jt)

Berichtigung: GW 235 - S. 2/Meldungen: In “WRG-Er-
weiterungsvorhaben” steckt ein Fehler in dem Satz
“Nicht zu vergessen die 2,573 Mio. Jahrestonnen
Schwefeldixid (SO2).” Es handelt sich nicht um SO2
sondern um das Klimagas CO2 (Kohlendioxid).
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Immer tiefer
Die Wilhelmshavener SPD weiter auf dem Weg in die Bedeutungs-
losigkeit
(hk) Mit aller Macht arbeiten die führenden Kader der Wilhelmshavener Sozialdemo-
kratie daran, ihrer Partei den politischen Todesstoß zu versetzen. Man scheint der Mei-
nung zu sein, dass es ausreicht, wenn eine Handvoll Genossen die Linie der Partei
bestimmt.

Seit unserem Artikel im letzten Gegen-
wind ist einiges in der SPD passiert – geän-
dert hat sich aber nichts. In einem Schreiben
an die “Lieben Genossinnen und Genossen”
beklagt der stellvertretende Kreisverbands-
vorsitzende Volker Block: “Den Kontakt, die
Nähe zu den Bürgerinnen und Bürgern ha-
ben wir verloren. Für Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer sowie Gewerkschafter sind wir
zum Beispiel nicht mehr der erste politische
Ansprechpartner.” 

Die SPD-Ratsfrau Barbara Ober-Bloibaum
(Ortsverein Siebethsburg) stellt sich als Bür-
germeisterkandidatin gegen Wilfrid Adam zur
Verfügung und verursacht dadurch eine gro-
ße Unruhe in der Partei. Schließlich steht sie
nicht nur für eine personelle Erneuerung der
Parteistrukturen, sie ist auch noch eine Frau,
was ihrer Kandidatur gegen die SPD-Männer-
wirtschaft zusätzliches Gewicht verleiht. Die
Jusos und die Ortsvereine West, Mitte (ohne
formellen Beschlusss) und Siebethsburg ma-
chen aus ihrer Sympathie für die Kandidatur
Ober-Bloibaums keinen Hehl. 

Wenig später melden sich dann die SPD-
Ratsfrauen Ursula Aljets, Sabine Gastmann,
Margit Stoermer, Angelika Thwin und Christi-
ne Will zu Wort und versagen der aufmüpfi-
gen Genossin die Unterstützung und stellen
ihre Qualifikation in Abrede. Für die fünf Da-
men des Rates ist “Wilfrid Adam die beste
Wahl” (WZ 15.5.08). Die Neuaufstellung der
Partei geht für die Damen ganz automatisch
“altersbedingt” vonstatten.

SPD-Ratsherr Hans Gabriels äußert sich
in der Wilhelmshavener Zeitung am folgen-
den Tag: “Die Forderungen (Rücktritt von Neu-
mann usw. – hk) kämen aus einem innerpar-
teilichen Kreis, der “bislang durch nichts als
durch Nörgelei aufgefallen sei”. Der Ratsherr
Föhlinger vom rebellischen Ortsverein West
wirft dem Parteivorsitzenden Schmidt in der-
selben Ausgabe der WZ vor, zur Kreisvor-
standssitzung bestimmte Leute nicht eingela-
den zu haben. “Es geht”, so Föhlinger in der
WZ, “offenbar nur darum, bestimmte Abstim-
mungsergebnisse zu erzielen.”

Am 20. Mai macht die Meldung die Run-
de, dass der Ortsverein Siebethsburg dem
Fraktionschef Siegfried Neumann das Stimm-
recht im Ortsverein entzogen habe und er sei-
nen Sitz im Verwaltungsausschuss für Ober-
Bloibaum zur Verfügung stellen solle, damit
diese als 2. Bürgermeisterin gewählt werden
kann.

Am 21. Mai dann die Stunde der Entschei-
dung. Wilfrid Adam wird vom Rat der Stadt mit
23:18 Stimmen zum 2.Bürgermeister gewählt
(Siehe Ratssplitter “Heiße Luft” auf Seite 6). Und
diese Wahl heißt dann wohl auch für das Füh-
rungsquartett der Partei, dass erst einmal alles
wieder im grünen Bereich ist. Norbert Schmidt
gibt zwar zu, dass die Partei Schwierigkeiten
habe, aber, so Schmidt, “die hatten wir früher
auch schon mal. Das ist völlig normal.”

In einem Bericht der Wilhelmshavener

Zeitung zeigt sich die SPD-Ratsfrau Christine
Will “tief enttäuscht” von dem “unmenschli-
chen Stil”, in dem Parteimitglieder verdiente
Genossen attackieren. Norbert Schmidt wirft
einigen Kritikern gar vor, dass diese von
Neuerungen reden, aber letztendlich die
Spaltung der Partei betreiben. Neumann und
Will bekräftigen, dass der nötige Wechsel
bald eingeläutet wird. 

Am 29. Mai wird dann ein Leserbrief von
des SPD-Mitgliedes Helmut Kortendieck zu
den Äußerungen von Hans Gabriels veröffent-
licht, aus dem wir einige Passagen zitieren:

Zur Erinnerung: Herr Föhlinger wirft der
SPD-Führung geheime Koalitionsverhandlun-
gen mit der CDU vor (Norbert Schmidt muss-
te einen Fehler einräumen, WZ vom 8.März),
wirft Frau Gastmann die Falschdarstellung ei-
ner Wahl vor (Frau Gastmann musste ein Ver-
sehen einräumen, WZ vom 16. Mai), unter-
stellt Frau Gastmann, für andere Frauen in der
Fraktion gesprochen zu haben (Frau Gast-
mann bestreitet das, siehe WZ vom 16. Mai,
keine Reaktion der Zeugen). Er wirft Norbert
Schmidt im Zusammenhang mit der außeror-
dentlichen Kreisvorstandssitzung vom 17. Mai
die Missachtung der Ladungsfrist vor (keine
Reaktion der Zeugen). Er wirft Norbert
Schmidt vor, zur außerordentlichen Kreisvor-
standssitzung vom 17. Mai nur die Kreisvor-
standsmitglieder, nicht aber, wie es seine
Pflicht gewesen wäre, auch die Ortsvereins-
und Arbeitsgruppenvorsitzenden eingeladen
zu haben (Heino Janssen musste einen Feh-
ler einräumen, WZ vom 19. Mai). (...)

Zwei der hier angesprochenen Fehler
gleichen sich auffällig. Die Koalitionsver-
handlungen mit der CDU waren angeblich
keine, obwohl Schmidt sie zunächst selbst
so genannt hatte und die außerordentliche
Kreisvorstandssitzung war selbstverständlich
auch keine, obwohl Schmidt ausdrücklich zu
ihr eingeladen hatte. Aus den Koalitionsver-
handlungen wurden über Nacht “Gesprä-
che” und aus der außerordentlichen Kreis-
vorstandssitzung ein “informelles Treffen” im
“kleinen Kreis seiner Vertrauten.”

Zum Abschluss zitieren wir nochmals ei-
nen Text von Tim Sommers Internetseite, in
dem er sich unter der Überschrift “Das Impe-
rium schlägt zurück oder: Keiner ist schuld”
mit den Ergebnissen der Kreisverbandsvor-
standssitzung befasst.

Auf der Kreisverbandsvorstandssitzung
der SPD in Wilhelmshaven ging es erneut
hoch her. Die in der Kritik stehenden Genos-
sen drehten den Spieß um und stellten die
Kritiker als “Spalter” dar. Einhelliger Tenor auf
der Versammlung war, dass man nun endlich
zu den Inhalten zurück kommen müsse. Die
öffentliche Auseinandersetzung müsse ein
sofortiges Ende haben.

Nachdem Norbert Schmidt bereits nach
seiner verlorenen Landtagswahl klar gesagt
hat, dass er sich nicht vorzuwerfen hätte,
brachte auch Siegfried Neumann zum Aus-

druck, dass er nichts falsch gemacht hätte. In-
halte wären wichtiger als Personalien. Der Bür-
ger würde die SPD nicht mehr ernst nehmen.

Die Wahrheit sieht dann doch etwas dif-
ferenzierter aus! Erneut bewies die Parteispit-
ze, dass es ihr nicht um die inhaltliche Kritik
geht, sondern das sie sich lieber mit den Kri-
tikern als Personen auseinandersetzt. Perso-
nelle Konsequenzen wurden weiter abge-
lehnt.

Damit nicht der Eindruck entsteht, dass
die Kritik inhaltslos sei, hier eine kleine Zu-
sammenfassung der inhaltlichen Kritik der
letzten Monate. Denn die Kritiker haben kon-
krete inhaltliche Anregungen angebracht:
� Mehr Transparenz innerhalb der SPD vor

Ort
� Personeller und inhaltlicher Neuanfang
� Rückkehr zu sozialdemokratischen 

Grundsätzen
� Gerechte Entlohnung der Auszubilden-

den im RNK
� Stopp der rücksichtslosen Privatisierung
� Finanzielle Förderung von Kultur und So-

zialem
� Aufhebung der Ämterhäufung bei Man-

datsträgern
� Stopp der rücksichtslosen Industrialisie-

rung der Region
� Bessere Zusammenarbeit mit Friesland
� Förderung des politischen Nachwuchses
� Einführung der Basisdemokratie (Urab-

stimmungen)
� Einberufung eines Parteitages
� Eine Frau als 2. Bürgermeisterin
� Stopp von PPP-Modellen
� Auflösung des undurchschaubaren 

Stadtwerke-Holding-Geflechtes
� Stärkung des Rates
� und, und, und…

Leider sehen und lesen die Parteibosse
nur das, was sie sehen und lesen wollen. Die
Inhalte werden in Abrede gestellt, die Kritiker
persönlich angegangen. Zu den Inhalten
wird keine Stellung bezogen, Änderungen in
der Politik sind nicht erkennbar. Keiner will
für den Mitgliederschwund und die Wahlnie-
derlagen verantwortlich sein, zumindest aber
bleiben Konsequenzen aus.

Der verzweifelte Ruf nach innerparteili-
cher Ruhe wirkt eher wie eine inhaltliche
Bankrotterklärung. Wer nichts zu sagen hat,
der bittet um Ruhe. Selbstkritik und die Er-
kenntnis, dass es so nicht weitergeht, sucht
man weiter vergebens. Die inhaltliche Kritik
wird vollständig ignoriert oder in Abrede ge-
stellt.

Es wird spannend sein, zu erleben, wie
sich die Partei weiter entwickelt. Lippenbe-
kenntnisse reichen schon lange nicht mehr
aus, um die Basis zur Ruhe zu bringen. Ein
konsequenter Kurswechsel mit neuen Inhal-
ten und neuen Köpfen ist nach wie vor der
einzige Weg, die SPD nach vorne zu bringen! 

Die Auseinandersetzungen in der SPD
werden wohl vorerst kein Ende finden. Es
bleibt nur zu hoffen, dass die Kritiker weiter
aktiv bleiben, denn mit der neoliberalen Politik
des jetzigen Führungsquartetts wird steht
auch die Glaubwürdigkeit der Partei als so-
ziales Gegengewicht in Frage. Die SPD sollte
sich davor hüten, zu einem Jubelverein für die
Politik des Oberbürgermeisters und der Lob-
bypolitiker Adam und Neumann zu werden.
Die Auswirkungen der Politik der letzten Jah-
re sollten da mehr als nur ein Warnsignal
sein! �
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Mit dem Miegel-Kult brechen
Vom 29. Februar bis zum 2. März fanden in Bad Nenndorf die
“Agnes-Miegel-Tage” statt. 
(hk) Das “Bündnis gegen Agnes-Miegel-Verherrlichung” rief zu einer Demonstration
auf. Angesichts der aktuellen Bestrebungen der Umbenennung der Wilhelmshavener
Agnes-Miegel-Schule veröffentlichen wir Auszüge aus den Infoblättern und Presse-
mitteilungen des Bündnisses.

Wer war Agnes Miegel? 
Die “Heimatdichterin” Agnes Miegel wur-

de 1879 im damaligen Königsberg geboren.
Bereits zur Zeit der Weimarer Republik waren
ihre Gedichte, die vornehmlich von der
“Schönheit der ostpreußischen Heimat” han-
deln, in extrem konservativen Kreisen beliebt.
So verwundert es nicht, dass sie nach 1933
zum Star am “Kulturhimmel” des Nationalso-
zialismus aufstieg. Während die Bücher vieler
ihrer Kollegen von den Nazis verbrannt wur-
den, trat Miegel in die nazistische “Preußische
Akademie der Dichtung” ein. 1937 wurde sie
Mitglied der NS-Frauenschaft und 1940 der
NSDAP. Sie durfte im Nationalsozialismus frei
publizieren und wurde für ihre Werke, in de-
nen sie sich immer wieder positiv auf die
“Volksgemeinschaft” und die “Blut- und Bo-
den-Ideologie” bezog, mit Auszeichnungen
überhäuft, darunter mit dem “Ehrenzeichen
der Hitlerjugend”. Ihre Zustimmung zum deut-
schen Faschismus verdeutlichte sie darüber

hinaus in Lobeshymnen an Adolf Hitler. Im
Gedicht “An den Führer” schrieb sie: “Unsere
Herzen, hart von Not und Krieg, hat mit seinen
glühenden glaubensvollen Worten er durch-
pflügt wie Ackerschollen, bis ein neuer Früh-
ling in uns stieg.” Weiter heißt es dort: “Lass
deine Hand Führer! uns vor aller Welt beken-
nen: Du und wir nie mehr zu trennen, stehen
ein für unser Vaterland!” Nach der Niederlage
des Nationalsozialismus 1945 musste sie Kö-
nigsberg verlassen und wurde bis 1949 mit
einem Schreibverbot von den Alliierten be-
legt. Ihre neues Zuhause wurde Bad Nenn-
dorf, wo ihr als Ehrenbürgerin ein lebenslan-
ges Wohnrecht zugestanden wurde. Eine Di-
stanzierung von ihrem Wirken im
Nationalsozialismus gab es nie. Nicht zuletzt
deswegen erlangte sie große Beliebtheit in
“Vertriebenenkreisen”. 1963 verstarb die Un-
belehrbare. 

Der Agnes-Miegel-Kult 
Eben diese Kreise gründeten 1969 die

“Agnes-Miegel-Gesellschaft”, die das “Anden-
ken der Dichterin” bewahren will. Das Haus in
Bad Nenndorf, in dem Miegel bis zu ihrem
Tod lebte, wurde von der Gesellschaft zu ei-
ner Gedenkstätte umfunktioniert. Bis heute
führt die Gesellschaft dort Veranstaltungen
durch. 

Auf der einen Seite verschweigt die
Agnes-Miegel-Gesellschaft in ihren Veröffent-
lichungen bewusst Miegels Rolle im Faschis-
mus oder versucht diese zu verharmlosen.

Am 17. Mai, wenige Tage, bevor der Rat der
Stadt die Bauleitplanung für zwei weitere Koh-
lekraftwerke im Rüstersieler Groden freigeben
sollte, waren in Wilhelmshaven zwei hochka-
rätige Fachleute in Sachen Kohlekraftwerke
und alternative Energien zu Gast: Jürgen Trit-
tin, ehemaliger Bundesumweltminister und
heutiger Vizefraktionsvorsitzender der Bun-
destagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen,
und Karsten Smid, Klimaexperte von Green-
peace Deutschland. Auf Einladung der GRÜ-
NEN Wilhelmshaven und der Bürgerinitiative
“Zeche Rüstersieler Groden” sprachen sie im
Pumpwerk über die ökologischen und ökono-
mischen Risiken von Kohlekraftwerken und
zeigten zukunftsfähige Alternativen auf. Leider
waren unter den etwa 350 Zuschauern keine
Vertreter der Ratsfraktionen von SPD, CDU
oder FDP – dies wäre eine gute Möglichkeit
gewesen, sich noch einmal aus anderer Quel-
le zu informieren als nur über die Lobby von
e.on und Electrabel.Beide Referenten waren
übrigens klimafreundlich mit der Nordwest-
bahn angereist statt mit einem großen Tross
gepanzerter PS-starker Limousinen. Trittin
zeigte sich gut informiert über die Situation
vor Ort, auch das “Gesabbel über Pflanzen,
die durch mehr CO2 besonders gut wachsen”

(so behauptete ein Landwirt im Stadtrat) war
ihm zu Ohren gekommen. Am Beispiel der
massiven Anstrengungen, die Deiche an der
Nordseeküste zu erhöhen, schlug er den Bo-
gen zwischen globalen Auswirkungen und lo-
kaler Betroffenheit. Auch Bürgerkriege wie in
afrikanischen Ländern sind für ihn Ergebnis
des wachsenden Konfliktes um nutzbare
Landflächen. “Unterlassener Klimaschutz ist
unbezahlbar und vernichtet volkswirtschaftli-
che Vermögen.”
Weiter bemängelte er die immer noch rück-
ständige Energieeffizienz auch neuer Kohle-
meiler: “50 Prozent der Energie gehen als Ab-
wärme in die Jade – solche Kraftwerke sind
Maschinen zur Produktion von Wolken”. Auch
mit dem Märchen von der Stromlücke, die
(laut Kraftwerkslobby) nach Abschaltung der
Atomkraftwerke und ohne neue Kohlekraft-
werke angeblich droht, räumte Trittin gründ-
lich auf. 2012 sollen laut Klimazielen 12,5%
der Energie aus regenerativen Quellen kom-
men – in diesem Jahr sind es aber schon
15%. 200.000 Arbeitsplätze wurden in diesem
Sektor bereits geschaffen. 
Verwundert ist Trittin, weshalb Politik und Ener-
giewirtschaft sich aufgrund angeblicher Ab-
hängigkeit von Lieferungen aus Russland ge-
gen die verstärkte Nutzung von Gas wehren:
“Auch Uran und Kohle werden aus Russland
bezogen.” Gleichzeitig erinnerte er an die un-
menschlichen Bedingungen, unter denen un-
sere Importkohle in den Herkunftsländern wie
China gewonnen wird.

Trittin ermunterte die WilhelmshavenerInnen
zur weiteren kritischen Auseinandersetzung
mit dem Thema Kohlekraftwerke. Die “faden-
scheinigen Argumente gegen den Bürgerent-
scheid” waren ihm bekannt – er erinnerte an
den Bürgerentscheid im saarländischen Ens-
dorf, einem alten Bergbaugebiet. 70% der
BürgerInnen beteiligten sich, 2/3 entschieden
sich gegen ein neues Kohlekraftwerk, das da-
mit vom Tisch war.
“Wenn es Deutschland wirklich mit dem Kli-
maschutz ernst ist und die Bundesregierung
ihre selbst gesetzten Klimaschutzziele errei-
chen will, darf kein neues Kohlekraftwerk ans
Netz gehen. Durch den Emissionshandel wer-
den der Stromerzeugung 2020 nur noch 280
Mio. Tonnen C02-Emissionen zugebilligt. Für
neue fossile Kraftwerke stehen dann nur 21
Mio. t zur Verfügung, um 57 TWh Strom zu er-
zeugen. Dies bedeutet, dass für jede Kilowatt-
stunde maximal 386 g CO2 anfallen dürfen.
Dies ist aber mit Kohlekraftwerken nicht zu er-
reichen.”
In einigen Jahren ist es vorbei mit kostenlo-
sen Emissionszertifikaten, mit dem “billigen”
Kohlestrom und damit auch den lukrativen
Unternehmensgewinnen: “Die Bürgerinitiative
schützt letztlich auch das Vermögen von e.on
und Electrabel”. Laut Karsten Smid könnte so-
gar die Stadt später wegen Klimafolgeschä-
den juristisch belangt werden. (iz)

Auf der anderen Seite bestehen Kontakte zur
extremen Rechten. Ein Beispiel dafür ist Gise-
la Limmer von Massow, die auf den “Agnes-
Miegel-Tagen” 2006 aus den Gedichten von
Agnes Miegel vorlesen sollte. Limmer von
Massow gehört dem Verein “Gedächtnisstät-
te” an, der in Borna (Sachsen) eine Denkmal
für die deutschen “Opfer” des 2. Weltkrieges
errichten will. Gründerin des Vereins ist die
bekannte Holocaust-Leugnerin Ursula Haver-
beck-Wetzel, die mit dem Collegium Huma-
num (das Collegium Humanum wurde An-
fang Mai 2008 vom Bundesinnenministerium
verboten -hk- ) in Vlotho (NRW) das bedeu-
tendste Zentrum für Holocaust-Leugner in
Europa betreibt. Auf der Internetseite der
Agnes-Miegel-Gesellschaft wird eine CD an-
geboten, auf der Gisela Limmer von Massow
zusammen mit dem Wiener Neofaschisten
Walter Marinovic Gedichte von Miegel rezi-
tiert. Marinovic war bereits mehrfach Referent
auf Veranstaltungen der NPD. 

Neben der Agnes-Miegel-Gesellschaft
und dem von ihr betriebenen Haus gibt es in
Bad Nenndorf das Denkmal und einen nach
Agnes Miegel benannten Platz. Für die Stadt
Bad Nenndorf scheint Agnes Miegel ein
Standortfaktor zu sein, mit dem sich Touristen
anlocken lassen. Anders lässt sich nicht er-
klären, dass das Denkmal auf Kosten der
Stadt an eine exponierte Stelle im Kurpark
versetzt wurde. (...) 

Widerstand 
Die diesjährigen Agnes-Miegel-Tage der

Agnes-Miegel-Gesellschaft, die vom 29.02. -
03.03. im Hotel Hannover in Bad Nenndorf
stattfanden, bildeten den Anlass für die Grün-
dung eines antifaschistischen Bündnisses,
das dem Agnes-Miegel-Kult etwas entgegen
setzen will. Das “Bündnis gegen Agnes-Mie-
gel-Verherrlichung” rief zu einer Demonstrati-
on am 01.03.2008 auf, die unter dem Motto
“Mit dem Agnes-Miegel-Kult brechen! Gegen
Opfermythen und Revisionismus!” stand. (...) �

““MMaasscchhiinneenn  zzuurr  PPrroodduukkttiioonn  vvoonn
WWoollkkeenn””
JJüürrggeenn  TTrriittttiinn  sspprraacchh  iimm  PPuummppwweerrkk  üübbeerr  
KKoohhlleekkrraaffttwweerrkkee
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Sommerfest auf
dem Banter Markt

Am Samstag, den 28. Juni 
von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr

Programmpunkte:

14.00 Uhr: Internationaler 
Chor Wilhelmshaven

14.30 Uhr: Amerikanische 
Versteigerung

15.00 Uhr: Zaubertheater für 
Kinder

16.00 Uhr: Secondhand-
Modenschau

17.00 Uhr: Amerikanische 
Versteigerung

Kindermitmachaktionen
finden den ganzen
Nachmittag statt!

Für das leibliche Wohl ist
gesorgt.

Wir freuen uns auf ihren
Besuch

Mütter
Zentrum

Werftstr. 45
Tel. 506 106

Öffnungszeiten

Café MüZe:
Montag - Freitag 

9.30 - 12.30 Uhr 

Mittwoch auch

15.00 - 18.00 Uhr

Sehr schön, aber ...
Das traurige Schicksal einer guten Idee
(iz/noa) Seit Jahren bauen vier gestandene Männer am einem Modell herum, haben
es fertiggestellt, wieder umgebaut und noch einmal wieder umgebaut. Alle, die es se-
hen, finden es schön. Dennoch scheint niemand es zu wollen, obwohl (fast) jeder es
umsonst bekommen könnte.

Die vier gestandenen Männer nennen
sich heute eehheemmaalliiggeerr Historischer Arbeits-
kreis des DGB, und dass dieses “ehemaliger”
dabeisteht, hat auch etwas damit zu tun, dass
niemand ihr Werk zu wollen scheint. Das Mo-
dell ist ein 3 mal 6 Meter großes Hafenbe-
cken nebst einer kleinen Werft. Hergestellt
wurden die beiden Stücke für das Küstenmu-
seum. Begonnen wurde die Arbeit zu einer
Zeit, als das Küstenmuseum noch im Keller
des City-Hauses (jetzt Ratrium) ein trauriges
Schattendasein fristete; gearbeitet wurde, als
es einige Zeit gar kein Küstenmuseum gab,
sondern seine Exponate in Kisten verpackt
darauf warteten, dass es irgendeinen besse-
ren Platz für sie gäbe. 

Damals gründete sich der “Förderverein
Neues Küstenmuseum”, dessen Mitglieder
auch Vorstellungen über ein Museumskonzept
entwickelten. Ein Museum mit pädagogischem
Anspruch sollte es werden, in dem “das Ver-
ständnis für Geschichte möglichst früh ge-
weckt (wird) und in Begegnung mit Heimatge-
schichte” anfängt. Das Hafenbecken nebst
Werft ermöglicht es, Kinder spielerisch an die
Geschichte Wilhelmshavens heranzuführen.

“Die Werft verfügt über ein Schwimm-
dock, ein Trockendock mit ausfahrbarem Tor
und einer mechanischen Wasserpumpe (mit
der das Trockendock ‚ von Hand’ geleert wer-
den kann), eine Slipanlage sowie Anleger
und Piers. Dazu gehören zwei Dockkrane und
ein großer Containerkran, der auf der Seiten-
auflage des Hafenbassins bedient wird.

Dock- und Sieltore, die Helling, Wasserpumpe
und Kräne sind alle manuell zu bewegen. Die
Kinder und andere Besucher können – im
Zeitraffer – Ebbe und Flut erleben: Mittels
zweier elektrischer Pumpen werden maximal
4.200 l Wasser in das Becken gepumpt und
über ein Rohrsystem wieder in die darunter
liegenden drei Vorratsbehälter zurückgeführt.”
So beschreiben die Erbauer selber das Expo-
nat. Dabei darf nicht unerwähnt bleiben, dass
die “Kinderwerft” zentraler Teil des pädagogi-
schen Gesamtkonzeptes “Mensch-Natur-
Technik-Region” ist, das wir im Mai 2002
(Ausgabe 179) ausführlich vorgestellt haben. 

Warum das Stück nicht schon längst im
Küstenmuseum steht, ist eine lange Ge-
schichte voller Frust und Ärger, die hier jetzt
nicht in epischer Breite erzählt werden soll. Im
Ergebnis fühlt sich der Arbeitskreis, so vermit-
telt uns dessen Sprecher Hartmut Büsing, von
vielen ehemaligen Unterstützern im Stich ge-
lassen. Es gab schriftliche Vereinbarungen,
an die sich die Betreiber des Küstenmuse-
ums später nicht mehr gebunden fühlten.
Auch der DGB konnte das juristisch nicht
durchsetzen. Manfred Klöpper, damals Ge-
werkschaftssekretär in Wilhelmshaven, ist bis
heute begeistert und überzeugt von dem Pro-
jekt und dem Gesamtkonzept. “Wir wollten
immer ein Werft- und Marinemuseum, als Ort,
wo Geschichte diskutiert werden kann.” Das
Marinemuseum am Südstrand ist ein reines
Offiziers- und Militärmuseum. Vermutlich
fürchtet die Lobby des Marinemuseums
ernsthafte Konkurrenz, wenn im Küstenmu-
seum der andere, fehlende Teil der Werft- und
Marinegeschichte aufgegriffen wird. Anders
lässt sich kaum erklären, warum sich die Spit-
zen von Rat und Verwaltung vom Arbeitskreis
abgewandt haben. “Früher bezeichnete OB
Menzel Hartmut Büsing als ‘historisches Ge-
wissen der Stadt’”, erinnert sich Klöpper. Heu-
te erhält Büsing seine Post an den OB unge-
öffnet zurück.

Zwischenzeitlich hat der Arbeitskreis sein
Modell auch anderen Museen angeboten,
auch außerhalb Wilhelmshavens. Mehrere
Verantwortliche in Folge zeigten großes Inter-
esse – deshalb die erwähnten Umbauten –
und haben es am Ende doch nicht genom-
men. In ihrer Darstellung des Projekts rech-
nen die vier Männer dem Leser sogar schon
den Schrottwert vor.

Nun scheint es endlich doch etwas zu
werden. Nach dem Gespräch mit Hartmut
Büsing sprach der Gegenwind mit Raymon
Kiesbye, seit einem Vierteljahr Chef der WTF.
Kiesbye findet, dass die Arbeit gut in das Kü-
stenmuseum passt. In dieser Woche tagt der
Aufsichtsrat, da will er u.a. dieses Thema be-
sprechen. Gegenwärtig gibt es allerdings im
Küstenmuseum ein Platzproblem. Doch nach
einer Verlegung des Eingangs (der sowieso
ungünstig platziert ist) und der Räumung des
Magazins könnte das Hafenmodell samt
Werft Aufnahme im Küstenmuseum finden.
Was lange währt... �
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Teures Wasser
müssen die 50 Wilhelmshavener Landwirte
von der GEW beziehen. Nach zweimaligen
Wasserpreiserhöhungen in den letzten 16
Monaten zahlen sie jetzt 75% mehr als ihre
Kollegen in den Nachbargemeinden, die ihr
Wasser vom OOWV bekommen. Hohe Preise
sind zwar ein Anreiz, bewusst mit dem kost-
baren Nass umzugehen, und bei den 130 l
Trinkwasser, die in Deutschland pro Kopf täg-
lich durch Dusche, WC, Spüle etc. fließen, lie-
ße sich noch einiges sparen. Doch landwirt-
schaftliche Betriebe vor allem mit Viehhaltung
haben naturgemäß einen Mindestverbrauch.
Bildlich gesprochen: Kühe sollten zumindest
soviel saufen dürfen, wie unten an Milch wie-
der rauskommt. Während die Bauern derzeit
um faire Milchpreise kämpfen, holt sich die
GEW ihren Monopolpreis – ein Anbieter-
wechsel ist im Unterschied zur Stromversor-
gung (noch) nicht möglich. So zahlt der
durchschnittliche Viehbetrieb hier jährlich fast
2000 Euro mehr als der Nachbar beim
OOWV. Das kann, so Ratsherr und Landwirt
Heinz Weerda, den Verlust eines Monatsein-
kommens bedeuten.
Deshalb brachte die BASU den Antrag ein, für
Landwirte den Wasserbezugspreis dem des
OOWV anzupassen. Zudem solle die GEW
schnellstmöglich zum günstigsten Anbieter
für Trinkwasser wechseln. Ratsherr Neumann
hielt dem entgegen, wenn man alle Betroffe-
nen – zum Beispiel auch Empfänger von So-
zialleistungen – aus dem Preissystem her-
ausnähme, würde eine Haushaltslücke von 3
Mio Euro entstehen. Auch weitere GEW-Auf-
sichtsräte wie Günter Reuter (CDU) und Mi-
chael von Teichman (FDP) hielten am beste-
henden System fest, weil defizitäre Aufgaben
wie Schwimmbäder oder Busverkehr aus
den GEW-Überschüssen gegenfinanziert
werden. Der BASU-Antrag wurde an den
GEW-Aufsichtsrat verwiesen.

Heiße Luft
blieben die Bestrebungen kritischer SPD-Mit-
glieder, für die Wahl zum 2. Bürgermeister
eine/n Gegenkandidat/in ins Rennen zu
schicken. Die Wahl war fällig, seit Werner
Biehl (Grüne) sein Bürgermeisteramt aus Pro-
test gegen die Kohlekraftwerks-Politik der
Stadt niedergelegt hatte.
Seit Wochen kriselt es bei den Sozialdemo-
kraten: Ein Teil der Ratsfraktion, einige Orts-
vereine wie auch die Jusos fordern eine Ablö-
sung bzw. Verjüngung der altgedienten SPD-
Spitze. Die klebt jedoch beratungs- und
diskussionsresistent an ihren Positionen, was
sie mit dem angestrebten Bürgermeisterpo-
sten für Wilfrid Adam noch zementierte. Die

SPD-interne Opposition wollte mit Barbara
Ober-Bloibaum dagegenhalten. Die BASU
schlug Joachim Tjaden als weiteren Kandi-
daten vor. Doch beiden fehlt eine wichtige
Voraussetzung: Nur stimmberechtigte Mitglie-
der des Verwaltungsausschusses (VA), soge-
nannte Beigeordnete, können Bürgermei-
ster/in werden. Eigentlich war das Ober-Bloi-
baum und Tjaden und ihren Unterstützern
auch klar, sie sind ja nicht blöd – fehlte da die
Zeit, die Kraft, der Mut, das entsprechend vor-
zubereiten? Für Ober-Bloibaum hätte ein an-
deres SPD-Mitglied den Sitz im VA räumen
müssen; Tjaden hatte seinen VA-Sitz bei der
Neuverteilung kampflos Werner Biehl über-
lassen und dafür den Vorsitz im Umweltaus-
schuss übernommen. Hätten Biehl und Tja-
den also tauschen müssen – aber was ge-
hen sie die SPD-Querelen an?
Karl-Heinz Föhlinger beantragte, die Wahl zu
vertagen, weil die Kandidatenkür innerhalb
der SPD nicht demokratisch abgelaufen sei.
Unterstützer im Zuschauerraum applaudier-
ten, 11 Ratsmitglieder stimmten zu. Neumann
entgegnete, es sei “nach Recht und Gesetz”
zugegangen. So ging Adam konkurrenzlos in
den ersten Wahlgang – mit peinlich knap-
pem Ergebnis: In geheimer Wahl stimmten
nur 23 Ratsleute für ihn, 18 dagegen, ein Mit-
glied enthielt sich. Um eine Stimme blieb ihm
also ein zweiter Wahlgang erspart, in dem er
auch ohne absolute Mehrheit den ersehnten
Posten erhalten hätte. Adam hielt dann eine
rührselige Antrittsrede, in der er sein jahrzehn-
telanges Engagement für die Stadt lobte und
sich über die in den letzten Wochen erlebten
Anfeindungen beklagte, ehe er seinen ange-
stammten Platz an Neumanns Seite gegen
den an der Stirnseite des Saals tauschte.
Im Vorfeld hatte die Gruppe BASU/Tholen an-
gezweifelt, ob Adam als Geschäftsführer der
Hafenbetriebsgesellschaft überhaupt Bürger-
meister werden kann. Diese Frage stellte sich
umgekehrt allerdings schon vor 5 Jahren, als
Ratsmitglied Adam nach seiner Abwahl aus
dem Landtag den Geschäftsführerposten be-
kam. Ein Mitarbeiter der Stadt darf nämlich –
mit wenigen Ausnahmen - nicht gleichzeitig
Ratsmitglied sein. So argumentierte das
Rechtsamt damals wie heute: Da die Stadt
nicht die Mehrheit der Anteile bzw. Stimm-
rechte in der Stadtwerke Verkehrsgesellschaft
hält (zu der wiederum die Hafenbetriebsge-
sellschaft gehört), sei Adam nicht als Mitar-
beiter der Stadt anzusehen.
So ging alles seinen maritim-sozialistischen
Gang. Zurück blieb eine junge, frische Frau
Ober-Bloibaum, die der Stadt als Repräsen-
tantin gut zu Gesicht gestanden hätte.

Ideologische Einfalt
zeigte der Rat im Umgang mit einem Antrag
der FDP, die eine “kommunale Strategie zur Er-
haltung der biologischen Vielfalt” (Biodiversi-

vom 21. Mai 2008
verarztet von Imke Zwoch

DDiiee  ZZuusscchhaauueerrttrriibbüünnee  wwaarr  ggeerraammmmeelltt  vvoollll,,
ggiinngg  eess  ddoocchh  uumm  SSPPDD--QQuueerreelleenn  uunndd  eeiinnee
BBüürrggeerrmmeeiisstteerrwwaahhll,,  aabbeerr  aauucchh  JJaahhrrhhuunnddeerrtt--
pprroojjeekkttee  vvoonn  HHaaffeennbbaauu  uunndd  IInndduussttrriieeaannssiieedd--
lluunngg..  LLeettzztteerree  hhaabbeenn  wwiirr  zzuu  eeiinneemm  ddiicckkeenn
RRaattssbbrroocckkeenn  zzuussaammmmeennggeeffaasssstt,,  ddeerr  mmaann--
cchheemm  iimm  HHaallssee  sstteecckkeenn  bblleeiibbeenn  wwiirrdd..

Gewürz-Traum-Reisen
mit den Bio-Feinschmecker-Gewürzmischungen von Herbaria:

Wilde Hilde * Gärten von Siam * Neptuns Traum * Duft der Macchia * Kürbiskönig
Himmel auf Erden * Große Karawane * Ruf der Oase * Buddhas Bauch

Wilhelmshaven ��  Marktstr. 94 ��  Tel. + Fax: 04421/13438 

Ungebetene Gäste
mischten sich unter die zahlreichen Bürge-
rInnen im Zuschauerraum. Gemeint sind
nicht die e.on-Mitarbeiter, die höflich die Ab-
stimmung zur Kohlekraftwerksplanung ver-
folgten, sondern der bei der hiesigen Kripo
angesiedelte Staatsschutz. Ratsmitglied Jo-
hann Janssen wollte wissen, wer den einge-
laden hatte. Darauf erhielt er keine Antwort,
aber später war zu vernehmen, dass Herr
Haas sich selbst eingeladen bzw. telefo-
nisch angekündigt hatte. Ratsvorsitzender
Schmidt wiegelte ab: “Jeder hat das Recht,
an einer öffentlichen Sitzung teilzuneh-
men.” Damit ließ er jegliches Einfühlungs-
vermögen fehlen: Es war nicht immer
selbstverständlich, dass die Ratssitzungen
regelmäßig von vielen interessierten Bürge-
rInnen verfolgt werden. Dazu trägt sicher
auch die Einwohnerfragestunde bei, die
erst nach einigen Pirouetten eingeführt wur-
de und den WählerInnen das Gefühl gibt,
gehört und ernst genommen zu werden;
dass sie das Recht haben, dabei zu sein
und sich einzubringen. Dieser zarte Keim
politischen Interesses und gelebter Demo-
kratie wird durch die Anwesenheit des
Staatsschutzes zerstört wie mit einem Holz-
hammer. Den zückte Haas denn auch, als
ein Zuschauer sich zu einem Thema etwas
echauffierte. Das kommt schon mal vor, und
Schmidt kriegt das mit einem Ordnungsruf
gut selbst in den Griff. Doch Haas fühlte
sich gleich berufen, aufzuspringen und den
Mann am Arm zu packen, woraufhin der
sich den Dienstausweis zeigen ließ. Späte-
stens da war allen klar, dass der Staats-
schutz nicht privat, sondern beruflich vor
Ort war. Für Werner Biehl “fehlender Re-
spekt gegenüber Andersdenkenden”. Ge-
nau das: Üblicherweise kommt der Staats-
schutz zu Veranstaltungen, auf denen er
Feinde des Rechtsstaates und der demo-
kratischen Grundordnung vermutet, zum
Beispiel Kundgebungen der Nazis. Mit de-
nen fühlen sich Leute, die aus Interesse an
Wasserpreisen, Kraftwerksplanungen oder
allgemein an der Ratspolitik der Sitzung zu-
schauen, nun in einen Sack gesteckt.
Deshalb sollten Rat und Verwaltung, sofern
ihnen ein offener, zugewandter Umgang
mit BürgerInnen ein Anliegen ist, den
Staatsschutz zukünftig wieder nach Hause
schicken. 
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tät) auf den Weg bringen möchte. Fachlich
fundiert und zeitlich passend zur Internationa-
len Biodiversitätskonferenz in Bonn trug Rats-
herr von Teichman das Anliegen vor. Zugehört
hatten sowieso die wenigsten, vor allem woll-
te man aber wohl der FDP keinen Punktsieg
gönnen: Die Mehrheit verwies den Antrag zu-
rück an den Umweltausschuss. Der muss
sich natürlich inhaltlich damit beschäftigen,
aber ein entsprechender Ratsbeschluss hätte
klaren symbolischen Charakter gehabt.
Andersrum war die Ablehnung aber auch
konsequent: Mit einem Beschluss zugunsten
biologischer Vielfalt hätte man gleich die we-
sentlichen folgenden Tagesordnungspunkte
wie JadeWeserPort und Kohlekraftwerke
streichen müssen. Wenn diese und weitere
Großvorhaben in der Stadt umgesetzt sind –
die auch die FDP unterstützt -, gibt es kaum
noch eine biologische Vielfalt, die man erhal-
ten müsste.

Jetzt kommt’s dicke
Nachdem die biologische Vielfalt abgehakt
war, schritt man fröhlich zu den Beschlüssen
für die Terminalfläche des JadeWeserPorts
und die Baufläche für zwei weitere Kohlekraft-
werke im Rüstersieler Groden. Das Handauf-
heben war Nebensache, im Mittelpunkt stand
die Selbstbeweihräucherung. Den Anfang
machte Stadtbaurat Kottek - recht befremd-
lich, dass ein Verwaltungsmitarbeiter im Rat
eine politische Rede hielt: “Diese Stadt
schreibt heute Geschichte ... die Jahrhundert-
vorhaben erfüllen uns mit Stolz und Freude  ...
zwei weitere Kohlekraftwerke werden pla-
nungsrechtlich auf den Weg gebracht ... das
ist in Deutschland heutzutage einmalig”. Für-
wahr. Getoppt wird all das “durch die Nähe
zum FFH-Gebiet Voslapper Groden”. Häh?
Nun wandte sich Kottek an die Ratsmitglie-
der: “Unzählige Gutachten haben Sie lesen
und beraten müssen.” Vermutlich ist Joachim
Tjaden der Einzige, der sie alle gelesen hat –
nicht zuletzt, um als Mitglied verschiedener
Umweltverbände fundierte Stellungnahmen
dazu abzufassen. Aber mit einem fröhlichen
Ratsquiz über UVU und SAP können wir Kot-
teks optimistische Annahme ja gern mal
überprüfen. Für diese und vorangegangene
Diskussionen im Rat war die Lektüre aller Un-
terlagen indes unnötig, denn die Argumente
der Befürworter beschränken sich auf “Ar-
beitsplätze” und “Steuereinnahmen”. Diese
Begriffe findet man schon im Einleitungskapi-
tel zu den Gutachten, aber auch in der “BILD”-
Zeitung oder im Duden.
“Schaut auf diese Stadt!”, fuhr der Baurat fort.
Er räumte ein, sie würde lauter werden, aber
auch lebendiger und fröhlicher, man würde
zukünftig mehr Falten in den Gesichtern se-
hen, Lachfalten nämlich. Wie geistreich. An
die Presse gewandt betonte er die “enge Zu-
sammenarbeit mit der Regierungsvertretung
in Oldenburg”. Das kann man wohl sagen. So
mancher war erstaunt, dass die im April vom
Rat beschlossene Änderung des Flächennut-
zungsplans für die ersten zwei Kraftwerke kei-
ne zwei Tage später von dort abgesegnet
war. Das kann sonst Wochen dauern, aber da
für den darauffolgenden Montag die Firma
zur Rodung des größten Wilhelmshavener
Waldgebietes schon bestellt war, hatte die
Stadt wohl ziemlich Druck gemacht. Dass
Kottek und seine Leute diverse Megaplanun-
gen in Rekordzeit durchgezogen haben,
muss man ihnen lassen. BürgerInnen, die pri-

vat oder als ehrenamtliche Vertreter von Ver-
bänden von den Planungen betroffen sind
und sich fristgerecht dazu äußern mussten,
können ein Lied davon singen, dass das
kaum zu schaffen war – aber das war seitens
der Stadt wohl auch so gewollt. 
“Welche Geschichte schreibt die Stadt?”, frag-
te Tjaden zweifelnd. So war versprochen wor-
den, dass “1500 Arbeiter die Hotels beleben
würden” – nun wird neben der Hafenbaustel-
le eine Containersiedlung errichtet.
Neumann hingegen sieht endlich Wilhelms-
havens “Anschluss an die Weltwirtschaft” (und
sich selbst vielleicht schon auf dem nächsten
G8-Gipfel). Seine Kinder und Enkel müssten
die Stadt nun nicht mehr verlassen. Ein Ar-
beitsplatz scheint ihnen also sicher zu sein.
Für Schmidt liegt “die maritime Zukunft in Wil-
helmshaven, nicht in Hamburg”. Hört, hört. Zu-
mindest räumte er als einziger Befürworter ein,
die Bedenken der Gegner seien zum Teil be-
rechtigt. Menzel hingegen hackte, kaum über-
raschend, erneut auf den Kritikern des Contai-
nerterminals herum. Witzigerweise stand de-
ren Symbol - die überdimensionale Faust des
Meeresgottes Neptun mit einem auf dem
Dreizack aufgespießten Container -  bis zum
Schluss, von Baggern sorgfältig umfahren, am
Geniusstrand. Menzel will die Skulptur als
“Symbol für nutzlosen, unsinnigen Wider-
stand” kennzeichnen. Diese seine schlechten
Umgangsformen gegenüber Andersdenken-
den stoßen mittlerweile sogar Befürwortern
des Hafenprojektes unangenehm auf.

… und noch dicker …
Jedenfalls ist der Hafengroden noch gar nicht
aufgespült, geschweige denn bebaut, da
träumt der OB schon von der Bebauung des
dahinter liegenden Vogelschutzgebietes Vos-
lapper Groden, um die Flächen “für das zu
nutzen, wofür sie vor 40, 50 Jahren aufgespült
wurden”. Anfang der 70er Jahre, um genau zu
sein, und davor war dort nicht nichts, sondern
zuvor hatte Mutter Natur das Gebiet über
Jahrhunderte zu Watt- und Salzwiesenflä-
chen geformt. Die boten nicht nur Tier- und
Pflanzenarten Lebensraum, sondern erfreuten
auch Erholung suchende Menschen. Doch
“mit weißer Industrie verdienen Sie kein Geld”,
wusste Professor Reuter (CDU). Tja, man fragt
sich wirklich, wie die umliegenden Insel- und
Küstengemeinden von den jährlich 3 Mio Gä-
sten mit 30 Mio Übernachtungen leben kön-
nen. Völlig unverständlich, warum die Ge-
meinschaft der Ostfriesischen Inseln un-
längst eine Petition (Resolution zur Erhaltung
und Sicherung der Reinluftgebiete und zum
Klimaschutz - Nein zu  Neubauten von Koh-
lekraftwerken in Eemshaven/NL, Emden/D,
Wilhelmshaven/D vom 4. April 2008) an Lan-
des- und Bundesgremien geschickt hat (u. a.
an Bundesumwelt- und Außenministerium),
einen Hilferuf gegen das Vorhaben, Wilhelms-
haven zu einem der weltweit größten Kohle-
kraftwerkstandorte auszubauen. Was treibt
die Insulaner nur um, die Wilhelmshavener
Gigantomanie derart zu torpedieren? Sie
könnten doch viel besser von was anderem
leben. Äh, vom Fischfang vielleicht? Oder als
Walfänger? Oder Robbenjäger? Als
Schmuggler und Piraten? Vielleicht hat Reu-
ter einen Vorschlag? Wo die weiße Industrie
doch nichts einbringt?
Andernorts, in Emden, in Nordenham, in
Mainz oder im saarländischen Ensdorf – ei-
nem traditionellen Kohlerevier – wurden die

Kohlekraftwerksplanungen wieder zurückge-
zogen. Und zwar, so Bernhard Rech (CDU),
“weil in Wilhelmshaven alles so ideal ist”. Ide-
al für die Betreiber ist, dass der Widerstand
aus der Bevölkerung bereits im hiesigen Rat-
haus torpediert wird, da müssen sich die Kon-
zerne gar nicht anstrengen. Allerdings hat
Rech übersehen, dass es sich an den ver-
schiedenen Standorten um völlig unterschied-
liche Betreiber handelt. Und dass andernorts,
wie in Enzdorf, die rechtlichen Möglichkeiten
wie ein Bürgerbegehren nicht beschnitten
werden oder, wie in Emden, die Ablehnung
vom Bürgermeister selbst getragen wird.
Die Kohleindustrie wird jedenfalls unserer
Stadt noch mehr einbringen als einige Ar-
beitsplätze und Gewerbesteuern, mutmaßte
Werner Biehl. Offiziell gäbe es in den Verträ-
gen mit den Kraftwerksbetreibern “keine Ne-
benabsprachen”, aber indirekt sei unter ande-
rem davon die Rede, die Südzentrale als Ver-
waltungsgebäude zu reaktivieren. Wäre ja
ganz putzig, das ehemalige dezentrale Kohle-
kraftwerk auf diese Art zu erhalten. Aber war-
ten wir erst mal ab, bis die Gerüchteküche
sich ausgebrodelt hat.
Kottek wies auf eine ergänzende Tischvorla-
ge hin, wonach der Bebauungsplan für die
Kraftwerksfläche erst in Kraft tritt, wenn die
Kompensation (Ausgleich/Ersatz für den Ein-
griff in die Natur – red.) vertraglich geregelt
sei. Hier sei angemerkt, dass für die Wil-
helmshavener Großvorhaben fast nur noch
außerhalb des Stadtgebietes kompensiert
wird. In der rechnerischen Bilanz mag die Na-
turfläche damit gleich bleiben – innerhalb der
Stadt wird es jedoch in absehbarer Zeit keine
Naturflächen mehr geben, die ausreichend
groß und miteinander vernetzt sind. Adieu,
biologische Vielfalt.
Ratsherr Janssen (LAW) bedauerte, dass die
meisten Ratsmitglieder nicht die Chance ge-
nutzt hatten, sich auf verschiedenen Vortrags-
veranstaltungen auch von Fachleuten infor-
mieren zu lassen, die der Nutzung von Ener-
gie aus Kohlekraftwerken kritisch gegenüber-
stehen. Neumann erklärte, die Informationen
vom Bundesverband der Elektrowirtschaft
seien ausreichend. Sehr aufschlussreich.
Abschließend hielt Janssen ein letztes Plä-
doyer gegen die Naturzerstörung, das er in ei-
nen Dialog zwischen unserer und späteren
Generationen einbettete. Erwartungsgemäß
hörte kaum jemand hin. Schade drum, mei-
nen wir – zum Abdruck fehlte uns zwar der
Platz, aber auf unserer Internetseite finden Sie
den vollständigen Text.
LAW, BASU und Grüne stimmten gegen die
Kohlekraftwerksplanung, Joachim Tjaden
und Johann Janssen auch gegen die Bau-
leitplanung zum Containerterminal. �

An- und Verkauf von
Schallplatten und CD’s

HiFi-Komponenten, 
Literatur + Comics u.v.m.

Bahnhofstr. 7 * 26382 Wilhelmshaven
Tel.: (04421) 4 21 84
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Der Neue
Wolfgang Burkert machte seinen Antrittsbesuch bei der 
Arbeitsloseninitiative
(noa) Seit Anfang Februar ist Wolfgang Burkert Geschäftsführer des Job-Centers Wil-
helmshaven. Zwar war er schon einmal bei einer ALI-Versammlung gewesen, doch
am 13. Mai kam er das erste Mal in dieser neuen Eigenschaft. Was wird er anders ma-
chen als sein Vorgänger?

Sein Ziel, so Burkert, ist es, die Arbeitslo-
sigkeit so weit wie möglich zu senken. Und
dazu dienen nicht die Arbeitsgelegenheiten
(landläufig als 1 €-Jobs bekannt). Bis zum ver-
gangenen Jahr gab es jährlich 650, in Spit-
zenzeiten sogar bis zu 800. Das sei zuviel für
eine Stadt wie Wilhelmshaven, 500 sei ange-
messen. AGH kosten Geld, aber sie belasten
den Haushalt des Job-Centers nicht allzu
sehr. Eher sieht Burkert dabei die Gefahr,
dass reguläre Arbeitsplätze verloren gehen.
Schon aus Delmenhorst und Oldenburg, wo
er vorher bei der Arbeits-Agentur gearbeitet
hat, kennt Burkert die Tendenz öffentlicher Ar-
beitgeber, reguläre Stellen zu streichen, um
die Arbeit dann als zusätzlich zu deklarieren
und durch 1 €-Jobber erledigen zu lassen.

JWP: Bald geht’s los
Statt für AGH will er das Geld lieber an-

ders einsetzen, z.B. für die Förderung betrieb-
licher Weiterbildung. Auf dem gewerblichen
Arbeitsmarkt fehlen Fachkräfte, da gibt es bei
Wilhelmshavener Erwerbslosen Qualifizie-
rungsbedarf. Der JadeWeserPort z.B. werde,
wenn er fertig ist, einige Hundert Stellen bie-
ten, und um 360 Hafen-Logistiker für Euroga-
te parat zu haben, wenn es soweit ist, muss
die drei- bis vierfache Anzahl an Arbeitslosen
durch Maßnahmen geschleust werden.

An dieser Stelle regte sich der erste Wider-
spruch. An der JWP-Baustelle stehen Wohn-
container – wenn hier Arbeitplätze für Men-
schen aus Wilhelmshaven entstünden, dann
wären die doch nicht notwendig; auf der “Rot-
terdam” arbeiten ausschließlich Polen; auch
um die Baustelle Emsstraße herum stehen
nur Autos mit auswärtigen Kennzeichen –
läuft denn alles an Wilhelmshaven vorbei? 

Die Firmen, die die Bauaufträge bekom-
men haben, bringen ihre eigenen Beschäftig-
ten mit, und weder die Arbeits-Agentur noch
das Job-Center haben darauf auch nur den
geringsten Einfluss. Die Hafen-Logistiker aber
werden bestimmt Leute aus Wilhelmshaven
sein; ca. ein Dutzend sind schon in Bremer-
haven, um sich auf diese Tätigkeit vorzuberei-
ten.

Zwei-Klassen-Arbeitslosigkeit
Positiv entwickelt habe sich die Situation

bei der Langzeitarbeitslosigkeit. Gab es in
Wilhelmshaven im April 2006 noch 2833
Langzeitarbeitslose, so waren es im April
2008 nur noch 2257 – die Frage, wie viele der
knapp 600, die nun nicht mehr erfasst sind,
mittlerweile in Rente sind, lässt sich mit dem
Zahlenmaterial, das Burkert vorliegt, nicht be-
antworten. Die Vorstellung der meisten regel-
mäßigen BesucherInnen der ALI-Versamm-
lungen, Verrentung (also Altersarmut) sei die
einzige Möglichkeit, aus dem Alg II-Bezug zu
kommen, speist sich wohl hauptsächlich dar-
aus, dass irgendwie niemand jemanden
kennt, der nach jahrelanger Arbeitslosigkeit
eine sozialversicherungspflichtige Stelle be-
kommen hat. So fragte eine Teilnehmerin, ob
Menschen, die schon längere Zeit ohne Ar-
beit sind, bei der Arbeits-Agentur überhaupt
bekannt sind und bei Stellenangeboten be-
rücksichtigt werden. Das sei so, antwortete
Herr Burkert; im Servicebüro für Arbeitgeber
seien sowohl die Arbeits-Agentur als auch
das Job-Center vertreten. Die Fragerin, eine
examinierte Altenpflegerin, zog das in Zweifel
– sie selber bekomme immer nur Jobs für
kurze Zeit, und fünf Kolleginnen, mit denen
sie persönlich bekannt sei, ebenso, während
ihre Bewerbung einem Pflegeheim, das eine
unbefristete Stelle anzubieten hatte, gar nicht
erst vorgelegt wurde. Herr Burkert hielt das für

ausgeschlossen und notierte sich den Na-
men der Kollegin, um der Sache nachzuge-
hen. - Sollte die Diskriminierung Langzeitar-
beitsloser etwa schon eine Etage höher an-
gekommen sein, dergestalt, dass die Agentur
für Arbeit dem Job-Center Stellen ver-
schweigt?

Nun, wie auch immer: Im April sind 374 Er-
werbslose in “richtige” Arbeit vermittelt wor-
den, 195 davon aus vorherigem Alg II-Bezug,
und im März waren es 159 – es muss also
doch solche Glücklichen geben, die der Hartz
IV-Situation entkommen. – Seit Mitte 2007
steigt die Zahl der sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitsverhältnisse auch in Wilhelmsha-
ven - Aufschwung auch hier?

Lohnsparmodelle
10,5 Millionen € hat das Job-Center für

alle seine Maßnahmen zur Verfügung, und
dazu die Zielvorgabe, den Anteil des Alg II zu
senken und dafür den Anteil für die Integrati-
on in den Arbeitmarkt zu erhöhen. Speziell
die Quote der ausländischen Arbeitslosen

(derzeit 30 %) soll gesenkt werden. Und so
bevorzugt das Job-Center Zuschussformen.
Etwa ein Dutzend Fälle gibt es, in denen ein
Entgelt für Arbeit gezahlt wird. Der Vorteil be-
steht darin, dass davon Versicherungsbeiträ-
ge entrichtet werden und der betreffende
Mensch den Status eines Arbeitnehmers hat.
(Das erinnert irgendwie an die Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen, die durch Hartz IV
weitgehend abgeschafft wurden.)

Eine weitere Zuschussform ist der Be-
schäftigungszuschuss. Den kann jeder Ar-
beitgeber in Anspruch nehmen. Bis zu 75 %
der Lohnkosten werden dabei vom Job-Cen-
ter getragen, vorausgesetzt, der Arbeitslose
ist erheblich eingeschränkt.

Nun gibt es ja die Praktika, warf ein Teil-
nehmer ein. “Trainingsmaßnahmen” heißen
die bei den Job-Centern. So spart ein Betrieb
am meisten Geld: Er lässt sich einige Lang-
zeitarbeitslose vom Job-Center kommen, um
sie zu “trainieren”. Er schickt sie mangels Eig-
nung für die Arbeit wieder weg und bestellt
neue. Wenn das Job-Center nicht mehr mit-
spielt, stellt er einige davon ein und lässt sich
für ein paar Monate einen großzügigen Lohn-
kostenzuschuss geben. Wenn der ausgelau-
fen ist, entlässt er die Mitarbeiter und bestellt
neue Praktikanten. 

“So etwas können Firmen nur eine Zeit-
lang machen”, versicherte Burkert. Er hat
schon mit Firmen zu tun gehabt, die das so
gehandhabt haben: “Trainingsmaßnahme”,
dann Lohnkostenzuschuss, dann Entlassung.
Aber irgendwann einmal fällt das beim Job-
Center auf. 

Und AGH
Am Ende kam die Versammlung noch

einmal auf das Thema zurück, das ganz am
Anfang drangewesen war, auf die AGH: Ein
ALI-Mitglied, das im Beirat des Job-Centers
sitzt und daher ganz andere Einblicke hat als
die anderen, äußerte den Verdacht, dass die
Reduzierung der Arbeitsgelegenheiten nur
scheinbar erfolgt ist. Es sind zwar weniger 1
€-Jobs, aber die meisten mit einer wöchentli-
chen Arbeitszeit von 30 Stunden, während es
früher wohl mehr Stellen, aber je mit weniger
Stunden gewesen seien. Werner Ahrens, der
als Sozialberater viele Klagen begleitet und
viele Urteile gelesen hat, wusste, dass der
Umfang von 30 Stunden bei einer Arbeitsge-
legenheit nach Auffassung der Sozialgerichte
gar nicht zulässig ist – wenn man während
eines 1 €-Jobs noch mit vollem Einsatz auf
Arbeitssuche gehen soll, dann sind 30 Stun-
den wöchentlicher Arbeitszeit zu viel. Ernst
Taux schließlich wies darauf hin, dass jede
Tätigkeit bei der Stadt per se gemeinnützig
sei (dies ist eines der Kriterien, die an die Be-
willigung einer AGH angelegt werden), und
dass eine Stadt, die ein Image als Tourismu-
sort hat oder haben will, die Sauberhaltung
der Stadt auch nicht als “zusätzlich” (das
zweite der an die AGH angelegten Kriterien)
bezeichnen kann. Dass Scharen von Lang-
zeitarbeitslosen für 1,50 € pro Stunde das
städtische Unkraut zupfen, dürfte eigentlich
nicht sein. Hartz IV macht’s aber möglich. “Es
ist eben ein Scheiß-Gesetz” – dieser Feststel-
lung aus dem Publikum durfte Burkert als Ge-
schäftsführer des Job-Centers natürlich nicht
zustimmen, und er erklärte sein “Mhm” als
verbales Schulterzucken. �

Interessant am Rande: Bei der Hälfte der
beim Arbeitgeberservice gemeldeten offe-
nen Stellen handelt es sich übrigens um
Jobs bei Leiharbeitsfirmen. Das liegt im
Trend. Auf der Wirtschaftsseite der “WZ”
vom 8. Mai wurde gemeldet, dass “Zeitar-
beit boomt”. “Seit 2004 habe sich die Zahl
der Leiharbeiter mehr als verdoppelt.”
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(noa) Im Artikel “Genervt” in der Ausgabe 235
haben wir dem Job-Center und insbesonde-
re Herrn Wothe von der Widerspruchsstelle
Unrecht getan. Er bearbeitet die Widersprü-
che von Hartz IV-Berechtigten, die nicht ihre
tatsächlichen Kosten der Unterkunft bewilligt
bekommen haben.
Vor Gericht obsiegen die betreffenden Men-
schen und bekommen ihre volle Miete – sofern
sie einen bestimmten Wert (sh. dazu die Mel-
dung “Neue Mietobergrenzen der Stadt Wil-
helmshaven) nicht übersteigen – und ihre tat-
sächlichen Heizkosten zugesprochen. Doch
immer wieder stellt das Job-Center Bescheide
aus, die nicht gerichtsfest sind, so dass, wie im
o.a. Artikel berichtet, die Richter beim Sozialge-
richt Oldenburg schon “genervt” reagieren.
Bei der ALI-Monatsversammlung am 13. Mai
wurde der Geschäftsführer des Job-Centers,
Wolfgang Burkert, mit dieser unnötigen und
unnötig teueren Praxis seiner Behörde kon-
frontiert. Er erstaunte die Anwesenden mit
der ruhigen Antwort, er wisse wohl, dass die
Bescheide und die Widerspruchsbescheide
bezüglich der Wohn- und Heizkosten einer
gerichtlichen Überprüfung regelmäßig nicht
standhalten, doch seine Behörde sei durch
Vorgaben der Stadt Wilhelmshaven eben ge-
halten, so zu verfahren.
Die Stadt Wilhelmshaven und die Agentur für
Arbeit bilden die ARGE (Arbeitsgemein-
schaft), die das Job-Center betreibt. In dieser
Partnerschaft ist die Stadt zuständig für die
Kosten der Unterkunft einschließlich Heizko-
sten, die Arbeitsagentur für die Regelsätze
und die Kosten von Maßnahmen aller Art.
Beide Seiten steuern Personal bei.
Nun hat die Stadt Wilhelmshaven Mietober-
grenzen für die Alg II-EmpfängerInnen fest-

gelegt und hält an diesen Grenzen eisern
fest. Wir haben bislang immer gemutmaßt,
dass sie dafür auch die Gerichtskosten tra-
gen muss. Dies trifft aber nicht zu. Die Ge-
richtskosten gehen zu Lasten des Job-Cen-
ters und werden aus dem Verwaltungshaus-
halt gezahlt. 
40.000 € waren es im Jahr 2007. Das klingt
nach wenig, doch immerhin entspricht es in
etwa den Kosten für eine Sachbearbeiterstel-
le. Und wenn man nun noch bedenkt, wie
viel Arbeitszeit es bindet, falsche Bescheide
auszustellen, diese im Widerspruchsbe-
scheid zu bestätigen, die Briefe der Kläger-
anwälte zu lesen, bei Gericht zu erscheinen
und dort den falschen Bescheid zu verteidi-
gen, anschließend das Alg II neu zu berech-
nen und einen neuen Bescheid auszustel-
len, dann kommt da doch ganz schön was
zusammen!

Kommentar:
Ich würde verrückt werden!

Herr Burkert blieb ganz ruhig und freundlich,
als er die Frage nach den verlorenen Ge-
richtsverfahren in Sachen Kosten der Unter-
kunft und Heizung beantwortete. Aber man
stelle sich das einmal vor: MitarbeiterInnen
einer Behörde müssen immer und immer
wieder Anträge bearbeiten und falsche Be-
scheide herausgeben, während sie ganz ge-
nau wissen, dass ihre Behörde zu höheren
Zahlungen verurteilt werden wird, sofern die
Antragsteller klagen. Sie wissen, dass dieje-
nigen, die sich nicht trauen, Widerspruch
einzulegen und Klage zu erheben, von ihrem
Regelsatz einen Teil für die Miete abzweigen,
also weniger als das Existenzminimum zum
Leben behalten. Ich darf mir nicht vorstellen,
beim Job-Center zu arbeiten und Tag für Tag
und immer und/ immer wieder an diesem
Unrecht mitzuwirken!

AAnneettttee  NNoowwaakk

Abbitte

Neue Mietobergrenzen der Stadt Wilhelmshaven
Die Stadt Wilhelmshaven hat die Mietobergrenzen, die sie Hartz IV-Berechtigten zugesteht,
zum 01.05.08 minimal nach oben verändert. Diese Grenzen sind immer noch weit von dem
entfernt, was die Rechtsprechung denen, die um ihre volle Miete klagen, zuspricht. Hier sind
die neuen Mietobergrenzen der Stadt Wilhelmshaven denen nach der Rechtsprechung durch
das Sozialgericht Oldenburg wie auch durch das Landessozialgericht Niedersachsen-Bre-

men gegenübergestellt:
Die Zahlen in der Mitte
entsprechen den Werten
der rechten Spalte der
Wohngeldtabelle plus 10
%. So viel darf die Woh-
nung einer Hartz IV-Be-
darfsgemeinschaft ko-
sten. Vermutlich liegen
die tatsächlichen Mieten
der meisten Alg II-Emp-
fängerInnen in Wilhelms-
haven nicht so hoch;
sehr viele jedoch auf je-
den Fall höher als das,
was die Stadt errechnet
hat und was das Job-
Center bewilligt. 

Auch bezüglich der Heizkosten möchte die Stadt Wilhelmshaven an ihren ärmsten Mitbürge-
rInnen sparen: Sie zahlt bei einer bis zwei Personen im Haushalt 65 €, bei drei und vier Per-
sonen 85 € und ab 5 Personen 105 €. Sozialgerichte sprechen den Berechtigten die tatsäch-
lichen Heizkosten abzüglich einer kleinen Summe für die Bereitung von Warmwasser zu.
“Hierfür lohnt es sich zu kämpfen!”, schreibt die Arbeitsloseninitiative Wilhelmsha-
ven/Friesland und verweist auf einige Urteile des Sozialgerichts Oldenburg und des Landes-
sozialgerichts Niedersachsen-Bremen. (noa)

Die Stadt zahlt
Miete nach 

Rechtsprechung Differenz

1 Person 265,00 € 308,00 € 43,00 €

2 Personen 324,00 € 379,50 € 55,50 €

3 Personen 386,00 € 451,00 € 65,00 €

4 Personen 455,00 € 522,50 € 67,50 €

5 Personen 533,00 € 599,50 € 66,50 €

jede weitere 65,00 € 71,50 € 6,50 €

Ein Hellseher in Friesland
27.812.000 € wurden im Jahr 2007 in Wil-
helmshaven für das Arbeitslosengeld II
ausgezahlt. Dieses Geld kommt von der
Bundesanstalt für Arbeit. Im Vergleich dazu
nehmen sich die 10,5 Mio. € für “Maßnah-
men” aller Art (Lohnkostenzuschüsse, Ar-
beitsgelegenheiten, Weiterbildungen) bei-
nahe bescheiden aus. 
Das Job-Center hat den Auftrag, diese
Summe zu verringern. Wolfgang Burkert
will das erreichen, indem er auf Zuschuss-
formen und Weiterbildung setzt (sh. “Der
Neue” in dieser Ausgabe).
Ein Wilhelmshavener ist bei seinen Recher-
chen auf eine andere Methode dafür gesto-
ßen. Er fand eine Power-Point-Präsentation,
die irgendwie ihren Weg aus der Trägerver-
sammlung des Job-Centers Friesland her-
ausgefunden hat. Sie stammt aus dem letz-
ten Jahr und enthält auf Seite 12 die An-
kündigung: “Das JC Friesland erhöht die
Sanktionsquote spätestens ab Juni 2007
bis Oktober 2007 auf die Quote von 2,2 %
für alle erwerbslosen erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen (eHB) und 3,1 % für arbeitslose
eHB.”
Der Autor der Präsentation muss hellsehe-
risch begabt sein. Wie sonst könnte vorher-
gesehen haben, wie viele Sanktionen seine
Behörde verhängen würde? Oder sollte es
am Ende gar zutreffen, was Hartz IV-Betrof-
fene behaupten, nämlich dass “die vom
Job-Center” ihre KundInnen “reinlegen”,
z.B. ihnen vorgaukeln, das Unterschreiben
einer Eingliederungsvereinbarung sei frei-
willig, um ihnen dann eine 30%ige Sperre
des Regelsatzes “reinzuwürgen”?
Herr Burkert, der das JC Wilhelmshaven lei-
tet und vor einem Jahr noch nicht hier in
der Gegend war, versicherte dem GEGEN-
WIND, dass er dergleichen nicht vorhabe.
(noa)
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Die Ärmsten schröpfen?
GEW verlangt “Barsicherheiten” ausgerechnet von Zahlungsunfähigen
(noa) Die Preise für Strom und Gas sind in den letzten Monaten kräftig gestiegen. Wer
es geschafft hat, seine Ausgaben durch das Umsteigen auf billigere Lebensmittel
oder durch den Verzicht auf ein Zeitungsabo zu reduzieren, behält trotzdem nichts üb-
rig, weil der GEW-Abschlag erhöht wurde. Und nun trifft einen Teil der GEW-KundIn-
nen noch eine weitere Erschwernis.

Eigentlich ist es nicht nur eine Erschwer-
nis, sondern auch eine Diskriminierung, mei-
nen Betroffene. Da bekam z.B. in jüngster Ver-
gangenheit eine Wilhelmshavenerin Post von
ihrem Energieversorgungsunternehmen. Sie
wurde aufgefordert, 100 € als Sicherheitslei-
stung zu zahlen. Die Frau hat eine Privatinsol-
venz. Sie ist seit Jahren GEW-Abnehmerin
und hatte noch nie Probleme mit dem Bezah-
len ihrer monatlichen Abschläge – von ihrem
Insolvenzverfahren sind andere Gläubiger be-
troffen. Mit viel Mühe hat sie sich finanziell so
eingerichtet, dass sie über die Runden
kommt und ihre fixen Kosten – u.a. die GEW-
Rate - immer sicher bezahlen kann. Und nun
soll sie von jetzt auf gleich 100 € extra aufbrin-
gen. Wovon?

Ähnlich geht es einem GEW-Kunden, der
vor Jahren insolvent wurde. Er hat das ganze
Verfahren schon hinter sich, die “Wohlverhal-
tensphase” überstanden, alles richtig ge-
macht, wie es das Insolvenzgesetz fordert.
(Der Zweck dieses Gesetzes besteht darin,
dass man danach wieder unbelastet von
vorn beginnen kann.) Er ist jüngst in eine ei-
gene Wohnung gezogen und hat sich
zwecks Bezug von Strom und Gas bei der
GEW angemeldet. Und nun soll er – als
Grundsicherungsempfänger – eine Sicher-
heitszahlung von über 100 € leisten. Von sei-
ner Insolvenz damals war auch die GEW be-
troffen gewesen. Doch so ist das mit dem In-
solvenzgesetz – die Gläubiger bekommen
ihre Forderungen nicht komplett befriedigt,
sondern nur anteilig. Das ist in manchem Fall
gewiss schmerzlich, aber andererseits soll
das Gesetz ja sicherstellen, dass ein einmal
verschuldeter Mensch wieder finanziell auf
die Beine kommt. Und wenn der besagte
Herr nun nach mehrjähriger Pause wieder
Strom und Gas beziehen will, muss er behan-
delt werden wie jeder andere Mensch – die
Schulden von damals sind erledigt. Dachte er
jedenfalls. 

Die Forderung nach einer Sicherheitslei-
stung wurde in diesen beiden Fällen (wie
auch in anderen, die uns bekannt wurden)
mit dem (laufenden oder abgeschlossenen)
Insolvenzverfahren begründet. Im erstge-
nannten Fall konnte es auch gar keine ande-
re Begründung geben, da die Kundin wie er-
wähnt mit ihren Zahlungen an die GEW nie-
mals säumig war.

Ratenzahlung
Diese Dame erlebte mit der GEW in die-

sem Zusammenhang noch mehr Befremdli-
ches: Nach Erhalt der Zahlungsaufforderung
erfuhr sie von ihrer Treuhänderin, dass die
GEW ein Recht auf eine solche Sicherheits-
leistung habe, sie also zahlen müsse (dazu
weiter unten). Also rechnete und rechnete sie
und kam zu dem Schluss, dass sie unter äu-
ßerster Anstrengung zwei Raten à 50 € anbie-
ten könnte. Die GEW war damit einverstan-
den. Nach Zahlung der ersten 50 € stellte die

Dame aber fest, dass sie den Restbetrag
nicht auf einmal aufbringen konnte, ging per-
sönlich hin und bot zweimal 25 € an. Und
wurde äußerst streng darauf hingewiesen,
dass es so nicht gehe – die fehlenden 50 €
seien auf einmal zu entrichten.

Leider riskierte diese GEW-Kundin es
nicht, “aufzumucken”. Leider riskiert das kaum
jemand, der in Zahlungsschwierigkeiten ist.
Hier wäre es schon spannend gewesen, aus-
zuprobieren, was dann passiert wäre. Hätte
man ihr Strom und Gas abgestellt? Während
sie ihre monatlichen Abschläge treu und brav

bezahlt und immer bezahlt hat? Mit welcher
Begründung dann wohl?

Die genaue Lektüre dieser beiden Para-
grafen wirft Fragen auf: Auf welchen der bei-
den Paragrafen beruft sich die GEW eigent-
lich? Die betreffenden Menschen sind nicht
um eine Vorauszahlung, sondern gleich um
eine Sicherheitsleistung “gebeten” worden.
Und: Leisten nicht alle GEW-Kunden sowieso
Vorauszahlungen? Man zahlt doch Anfang
des Monats seine Abschläge. Ja, und: Woher
weiß die GEW von der Insolvenz ihrer Kun-
den?

Ein dritter Fall, der uns zu Ohren gekom-
men ist, beantwortet diese Fragen teilweise.
Und er enthält einige pikante Details.

Anfang dieses Jahren kam der Gasuhren-
ableser außer der Reihe zu Frau S. (der voll-
ständige Name ist der Redaktion bekannt). Ei-

nige Tage später bekam sie zwei Briefe von
der GEW. In einem wurde sie als “Neukundin”
begrüßt, im anderen “aufgrund der Neuanmel-
dung” aufgefordert, eine Barsicherheit zu zah-
len. Frau S. wies in ihrer Antwort darauf hin,
dass sie schon seit Jahren GEW-Kundin ist
und offenbar dort ein Fehler passiert sei, dass
sie die beiden Briefe also ignorieren werde.

Postwendend kam ein weiteres Schrei-
ben: Ein neues Vertragsverhältnis sei durch
die Verbraucherinsolvenz von Frau S. entstan-
den; das Amtsgericht habe dem Energiever-
sorger mitgeteilt, dass die Insolvenz eröffnet
worden sei. Und laut Gesetz sei die GEW
“verpflichtet, aktuelle Forderungen dem Amts-

Aus der “Verordnung zum Erlass von Rege-
lungen für die Grundversorgung von Haus-
haltskunden und die Ersatzversorgung im
Energiebereich” vom 26. Oktober 1006, ver-
öffentlicht im Bundesgesetzblatt Jahrgang
2006 Teil I Nr. 50, ausgegeben zu Bonn am
7. November 2006:

§ 14 Vorauszahlungen
(1) 1. Der Grundversorger ist berechtigt, für
den Gasverbrauch eines Abrechnungszeit-
raums Vorauszahlung zu verlangen, wenn
nach den Umständen des Einzelfalles Grund
zu der Annahme besteht, dass der Kunde
seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder
nicht rechtzeitig nachkommt. 2. Bei Verlan-
gen einer Vorauszahlung ist der Kunde hier-
über ausdrücklich und in verständlicher Form
zu unterrichten. 3. Hierbei sind mindestens
der Beginn, die Höhe und die Gründe der
Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen
für ihren Wegfall anzugeben.
(2) 1. Die Vorauszahlung bemisst sich nach
dem Verbrauch des vorhergehenden Ab-
rechnungszeitraums oder dem durchschnitt-
lichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. 2.
Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Ver-
brauch erheblich geringer ist, so ist dies an-
gemessen zu berücksichtigen. 3. Erstreckt
sich der Abrechnungszeitraum über mehrere
Monate und erhebt der Grundversorger Ab-

schlagszahlungen, so kann er die Voraus-
zahlung nur in ebenso vielen Teilbeträgen
verlangen. 4. Die Vorauszahlung ist bei der
nächsten Rechnungserteilung zu verrech-
nen.
(3) Statt eine Vorauszahlung zu verlangen,
kann der Grundversorger beim Kunden ei-
nen Bargeld- oder Chipkartenzähler oder
sonstige vergleichbare Vorkassensysteme
einrichten.

§ 15 Sicherheitsleistung
(1) Ist der Kunde zur Vorauszahlung nach §
14 nicht bereit oder nicht in der Lage, kann
der Grundversorger in angemessener Höhe
Sicherheit verlangen.
(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen
Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs verzinst.
(3) 1. Ist der Kunde in Verzug und kommt er
nach erneuter Zahlungsaufforderung nicht
unverzüglich seinen Zahlungsverpflichtun-
gen aus dem Grundversorgungsverhältnis
nach, so kann der Grundversorger die Si-
cherheit verwerten. 2. Hierauf ist in der Zah-
lungsaufforderung hinzuweisen. 3. Kursverlu-
ste beim Verkauf von Wertpapieren gehen zu
Lasten des Kunden.
(4) Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzu-
geben, wenn keine Vorauszahlung mehr ver-
langt werden kann.

Anette Nowak 
Legasthenietherapie

Lese-/Rechtschreibtraining
Diagnose und Beratung
Auskunft und Anmeldung

04421 - 99 64 70
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In der letzten Ausgabe widmeten wir uns der
Tatsache, dass Hitler in der Zeit des Dritten
Reiches von zahlreichen Kommunen – dar-
unter auch Wilhelmshaven - zum Ehrenbür-
ger ernannt wurde
und dieser Status
vielerorts formal
noch besteht. Bei
der Recherche hatte
die Autorin keinen
Hinweis darauf ge-
funden, dass in Wil-
helmshaven diese
Ehrenbürgerschaft
zwischenzeitlich
aufgehoben worden wäre. Informations-
grundlage waren diverse lokalgeschichtliche
Bücher sowie Gespräche mit verschiedenen
politisch bzw. historisch interessierten und in
der Regel gut informierten Personen.
Tatsächlich aber hat der Rat der Stadt Wil-
helmshaven mit einstimmigem Beschluss
vom 15. Februar 1984 in öffentlicher Sitzung
die Verleihung der Ehrenbürgerschaft an Hit-
ler “wegen verbrecherischen Verhaltens und
damit wegen Unwürdigkeit” für unwirksam
erklärt. Darauf wies uns nach Veröffentli-
chung des Artikels der städtische Presse-
sprecher Arnold Preuß hin und ergänzte hi-
storische Details: “Der Ehrenbürgerbrief ist
erstmals am 18. Dezember 1933 im Rumpf
des Modells des Kreuzers Köln an Hitler
übergeben worden. Der Beschluss des Ma-
gistrates dazu wurde am 11. April 1933 ge-
fasst. Eine formelle Danksagung durch Hitler
zog sich mehrere Monate hin, am 22. No-
vember 1934 gab der damalige Oberbürger-
meister Renken eine Notiz an die Presse, in
der die Danksagung vermeldet wurde. Mit
Datum vom 29. Juni 1937 verlieh die vereinig-
te Stadt Wilhelmshaven Hitler erneut das Eh-
renbürgerrecht. Überreicht wurde die Urkun-
de in einer Kassette beim Besuch Hitlers in
Wilhelmshaven am 1. April 1939.” Es gab also
gleich eine doppelte Ehrenbürgerschaft; der
vorgenannte Ratsbeschluss zur Aberken-
nung bezieht sich auf beide Verleihungen.
Hatte denn der Gegenwind – vor der Zeit der
jetzigen Redaktion - nicht darüber berichtet?
Ohne
zeitlichen
Anhalts-
punkt ge-
staltete sich die Suche in alten, nicht digitali-
sierten Ausgaben schwierig. Erst anhand der
von Preuß genannten Jahreszahl 1984 wur-

den wir fündig in der Nr. 47 vom August 1983:
Der damalige SPD-Ehrenvorsitzende Cramer
hatte angeregt, Hitlers Ehrenbürgerwürde
“demonstrativ zu streichen”. Während sich
Grüne, Liberale und auch der damalige OB
Hans Janssen Cramers Argumentation an-
schlossen, hielt Oberstadtdirektor Gerhard
Eickmeier formaljuristisch dagegen: Durch

die Verbrechen Hitlers seien “alle
Ehren und bürgerlichen Rechte au-
tomatisch erloschen”. Und: “Wir ha-
ben die entsprechende Seite aus
dem Goldenen Buch der Stadt her-
ausgerissen.” Das grenzte ja schon
an Geschichtsklitterung: Im Sinne
einer Aufarbeitung wäre es sinnvol-
ler gewesen, die Seite an Ort und
Stelle zu belassen und durch ent-
sprechende Hinweise bzw. den

späteren Ratsbeschluss zu ergänzen.
Im Gegenwind Nr. 50 vom Januar 1984 wur-
de gemeldet, dass die SPD-Fraktion im Rat
einen Vorstoß zur Aberkennung der Ehren-
bürgerschaft unternehmen würde, “sobald
ein geeigneter Anlaß gefunden” sei. Über
den einen Monat darauf erfolgten Ratsbe-
schluss gibt es im Gegenwind keinen Be-
richt, dafür aber in der WZ (16.2.1984): “Kapi-
tel Hitler wurde politisch abgeschlossen”, be-
titelte Max Schmid damals seinen knappen
Einspalter. Demnach gab es dann trotz des
Vorgeplänkels ein einstimmiges Votum für
die Aberkennung der Ehrenbürgerschaft. OB
Janssen betonte den Symbolcharakter des
Beschlusses, unabhängig davon, ob der Sta-
tus formaljuristisch ohnehin erloschen sei.
“Die Eile, mit der sich diejenigen, die damals
an der Jade politische Verantwortung trugen,
mit den braunen Machthabern arrangierten,
wurde am Mittwoch in Erinnerung gerufen.”
Die “Bürgerschaft” bzw. deren Sprecher Dr.
Wolf Herold fand allerdings einen “faden Bei-
geschmack in dieser plakativen Geste. Er
schlug vor, jüdische Mitbürger aus der dama-
ligen Zeit nach Wilhelmshaven einzuladen
oder auch Wilhelmshavener ehren, die ihnen
damals halfen.
Durch die Richtigstellung und Ergänzung ist
aus unserer Ehrenbürgergeschichte ein
Zweiteiler geworden. Auch ein Irrtum hat sein
Gutes: Nun wissen auch die, die es damals
überlesen oder vergessen haben, die zu jung
oder (wie die Autorin) nicht hier wohnhaft wa-
ren, dass Hitler in unserer Stadt kein Ehren-
bürger mehr ist - und zukünftig ist diese Infor-
mation nun auch digital verbrieft und schnell
zu recherchieren. Und hoffentlich ein weiterer
Anstoß für viele Kommunen, in denen Hitler
definitiv – wenn nicht formal, aber doch sym-
bolisch – immer noch Ehrenbürger ist. (iz)

Richtigstellung: 

Doch entehrt
gericht bzw. Ihrem Insolvenzverwalter (...) mit-
zuteilen. Demzufolge haben wir Ihren Ver-
brauch bis zum (... ) abgerechnet.”

Aha. Deshalb also war der Ableser zur un-
üblichen Zeit dagewesen.

Und noch einmal aha: Logisch, im Lauf ei-
nes Jahres leistet man mal Vorauszahlungen
(nämlich im Sommer, wenn man weniger Gas
verbrennt als bezahlt), mal hat man Schulden
(im Winter, wenn man mehr Gas verbrennt als
bezahlt).

Aber wenn man noch nie Probleme mit
den GEW-Abschlägen hatte – warum macht
das Unternehmen dann Geschichten? Und
wie kommt das Amtsgericht dazu, dem Ener-
gieversorger Mitteilung über eine Insolvenz
zu machen, wenn dieser im Insolvenzantrag
gar nicht als Gläubiger genannt wird?

Und noch etwas Pikantes: Das Schreiben
der GEW enthält den seltsamen Satz: “Zu der
geforderten Sicherheitsleistung ist zu bemer-
ken, dass wir gemäß § 14 der Grundversor-
gungsverordnung (GVV) (...) berechtigt sind, für
das neue Vertragsverhältnis eine Vorauszah-
lung zu verlangen.” Ja, so steht es in § 14.
Aber warum fordert GEW dann eine Sicher-
heitsleistung, wie sie in § 15 vorgesehen ist
für den Fall, dass der Kunde sich weigert, die
Vorauszahlung nach § 14 zu entrichten? Und
wo steht, dass ein Energieversorger einfach
ein neues Vertragsverhältnis postulieren
kann? Müsste er dann nicht erst einmal das
alte Vertragsverhältnis kündigen? Und mit
welcher Begründung könnte er das tun, so-
lange ein Mensch seine Abschläge immer
pünktlich und zuverlässig bezahlt?

Frau S. bat jedenfalls darum, die Abrech-
nung, die die GEW erstellt hatte, auch zu be-
kommen und fragte nach dem Erhalt freund-
lich nach, ob sie den zu diesem Zeitpunkt ge-
schuldeten Betrag mit in die Insolvenz
einrechnen solle “oder ob alles so bleiben
soll wie bisher”. Danach hat sie keine Post
mehr bekommen.

Zahlreiche GEW-Abnehmer, die sich in
der Bürgerinitiative gegen zu hohe Energie-
preise zusammengeschlossen haben, zahlen
die Gaspreiserhöhung nicht. Müssen jetzt
ausgerechnet die, die mit ihrem Insolvenzan-
trag deutlich gemacht haben, dass sie zah-
lungsunfähig sind, für die Ausfälle bei der
GEW aufkommen? �

Günstiges Baugeld
Zins p.a.: 55,,0000  %% bei 
100 % Auszahlung

Zinssatzfestschreibung: 1100  JJaahhrree
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Zins p.a.: 55,,1155  %% bei 
100 % Auszahlung
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Am 30. April hat DIE LINKE.Wilhelmshaven auf ihrer Kreismitglie-
derversammlung beschlossen, “in der laufenden Legislaturperiode
die Kommunalpolitik der ‚LAW - linke alternative wilhelmshaven’ zu
überlassen und kommunalpolitisch nur über sie in Erscheinung zu
treten” sowie “das von der ‚LAW - linke alternative wilhelmshaven’
aufgebaute Büro weiter zu nutzen und sich am Unterhalt zu beteili-
gen.” Für beide Beschlüsse gab es dieselbe “Begründung: Die LAW
trat zu den Kommunalwahlen 2006 an. Diese WählerInnenvereini-
gung nahm die Fusion von WASG und PDS, die selber nicht zur
Kommunalwahl antraten, vorweg. Außerdem ist sie für Dritte offen.
Die Gründungsmitglieder der LAW sind überwiegend auch Grün-
dungsmitglieder der 2007 konstituierten Partei DIE LINKE. Die Ver-
sprechen aus der Kommunalwahl sind gegenüber den WählerInnen
und unseren MitstreiterInnen zu erfüllen.”
Wir sind über diese beiden Beschlüsse und die Begründung froh,
wurde damit doch eine Auseinandersetzung, die Zeit und Kraft ge-
kostet hatte, beendet. Sowohl im Kreisverband Wilhelmshaven als
auch im Landesverband Niedersachsen der LINKEN gibt es Mitglie-

der, die nach dem Zu-
sammenschluss von
Linkspartei.PDS und
WASG zur Partei DIE
LINKE im vergange-
nen Sommer vertraten
und vertreten, die
kommunalen Bündnis-
se, die im Herbst
2006 zu den Kommu-
nalwahlen angetreten
waren, sollten nun
aufgelöst werden. Ein
Argument, das auch
uns einleuchtet, lau-
tet, dass die Wähle-
rinnen und Wähler
möglicherweise den
Unterschied zwischen
einer Linken Alternati-
ve XYZ und der LIN-

KEN nicht erken-
nen. Wo die Mitgliedschaft der jeweiligen kommunalen Wäh-
lerInnengemeinschaft identisch ist mit der des Kreisverbandes
der LINKEN, mag es ohne Belang scheinen, ob man die kom-
munale Vereinigung auflöst oder nicht. In der LAW gibt es je-
doch Mitglieder, die nicht der Partei DIE LINKE angehören, und
so soll es auch sein: Die LAW ist “für Dritte offen”. Das heißt,
dass bei uns alle linken Kräfte, die kommunalpolitisch interes-
siert sind, willkommen sind. Unser kommunalpolitischer Ar-
beitskreis tagt jeweils am 2. Mittwoch eines Monats ab 19.30
Uhr im Büro in der Rheinstraße 96.
DIE LINKE.Wilhelmshaven nutzt das LAW-Büro schon seit ihrem
Bestehen. Dass sie sich auch finanziell daran beteiligen will, ist
gut und notwendig. Die LAW kann aus eigenen Mitteln das
Büro nicht halten. Sie hat es angemietet, als sie nach der Kom-
munalwahl 2006 eine Fraktion im Rat der Stadt bildete; das
Fraktionsgeld war für die Miete eingeplant. Nach dem Aus-
scheiden Gerold Tholens aus der LAW-Fraktion letzten Sommer
fehlt dieses Geld, und seither hangeln wir uns finanziell von ei-
nem möglichen Kündigungstermin zum nächsten.

Termine im Büro Rheinstraße 96:

1. und 3. Mittwoch im Monat 19.30 Uhr:
DIE LINKE.Wilhelmshaven

2. Mittwoch im Monat 19.30 Uhr:
Kommunalpolitischer Arbeitskreis

4. Mittwoch im Monat 19.30 Uhr:
Mitgliedertreffen der LAW

Jeden Dienstag ab 14 Uhr:
Informationstreffen der LINKEN

1. Donnerstag im Monat 18.00 Uhr:
BürgerInnensprechstunde des
Ratsherrn Johann Janssen

1. Sonntag im Monat 11 Uhr:
Frühschoppen

Links, links, links...


